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Bildung ist ein Recht, kein Privileg:
Schulen
★★★★★ Keine Abiturverschärfungen sondern
Rücknahme aller Verschlechterungen der
letzten Jahre
★★★★★ Einstellung aller arbeitslosen LehrerInnen
Senkung der Klassenstärke auf maximal 15
SchülerInnen
★★★★★ Bereitstellung von öffentlichen Geldern
zur Sanierung der Schulgebäude und für
Lehrmittel
★★★★★ Einführung der integrierten Gesamtschu-
le als Regelschule
★★★★★ Schulleitung und Festlegung der Lehrin-
halte durch gewählte VertreterInnen von
SchülerInnen, LehrerInnen und Eltern

Hochschulen
★★★★★  Nein zu Studiengebühren
★★★★★ Verdoppelung des Bildungshaushaltes
auf 30 Milliarden DM jährlich zur Verbesse-
rung der Studienbedingungen. (Personal,
Räume, Lehrmittel)
★★★★★ Einführung eines elternunabhängigen
und darlehensfreien BaföG von 1600 DM
monatlich
★★★★★ Nein zu allen Hochschulzugangsbe-
schränkungen
★★★★★ Demokratisch gewählte Hochschulleitun-

gen durch Studierende und Hochschulan-
gestellte aus ihrer Mitte

Ausbildung
★★★★★ Einen guten und qualifizierten Ausbil-
dungsplatz für jedeN und unbefristete
Übernahme im erlernten Beruf
★★★★★ Einführung einer Ausbildungsplatzabga-
be aller Unternehmen
Schaffung von öffentlichen, überbetriebli-
chen Ausbildungszentren
★★★★★ Ausbildung unter demokratischer Kon-
trolle der Azubis, Gewerkschaften und Staat

Kämpfen für
mehr Bildung

Fakten zum Bafög
●●●●●     In den 70er Jahren erhielten 40 Prozent der Studierenden Bafög,

heute 13 Prozent
●●●●●     1993 wurden 408.000 Studierende durch Bafög gefördert, 1998 nur

noch 225.000
●●●●●      Von den 1, 8 Millionen Studierenden bekommen nur 30.000 die

volle Bafög-Förderung
●●●●●     Die durchschnittliche Förderung betrug 1998 im

Westen 637 im Osten 594 DM
●●●●●     Die Gesamtausgaben für Bafög sind von 3,9 Milliarden DM (1991) auf

heute 2,3 Milliarden DM gesunken. Die jüngst beschlossene „Re-
form“ sieht eine Aufstockung um lediglich 500 Millionen DM vor.

Der Putz rieselt von der Decke, Schim-
mel an den Wänden, in der Toilette muss
man durch Pfützen waten, eine Ratte
huscht durch den Flur. Was ist das? Ein
Slum in den USA? Nein, das ist eine
ganz gewöhnliche Schule in einer ganz
gewöhnlichen Stadt in Deutschland.  In
den Schulatlanten sind noch die Staats-
grenzen der DDR eingezeichnet. Der
Raum mit Computern ist abgeschlossen
und darf mangels Aufsichtspersonal nur
einmal in der Woche benutzt werden.

Kim Opgenoorth, Köln

 Die Industrie will mehr Bildung und
beklagt sich über Fachkräftemangel,
nicht nur in der IT-Branche (Informati-
onstechnologie). Politiker  aller etablier-
ter Parteien klagen sich gegenseitig an,
Schuld an der Bildungsmisere zu sein.
Alle wollen angeblich mehr Bildung für
den „Wirtschaftsstandort Deutschland“,
trotzdem tut sich nix. Woran liegt das?

Die Unternehmer in Deutschland tönen
zwar laut. Sie sind aber nicht bereit auch
nur eine müde Mark ihrer Profite für
Bildung zu „opfern“. Trotz großer Ver-
sprechungen im Rahmen des „Bündnis-
ses für Arbeit“ haben sie keine neuen
Lehrstellen geschaffen, sondern 13.300
Stellen abgebaut. Im April diesen Jahres
sind 30.000 Jugendliche ohne einen Aus-
bildungsplatz. Diese Zahl wäre noch hö-
her ausgefallen, wenn nicht noch neue
staatliche Hilfsprogramme aufgelegt
worden wären. Die betriebliche Ausbil-
dung käme, laut Bildungsministerin Bul-
mahn, jedoch in speziellen Bereichen in
Schwung. Überdurchschnittliche Steige-
rungsraten seien in der IT-Branche zu
sehen. Doch gerade in diesem Bereich
sprechen die Zahlen eine klare Sprache:
von 47.000 Absolventen in diesem Be-
reich sind nur 7000 von Privatunterneh-
men ausgebildet worden. Den Großteil
trägt der Staat. Man sieht, Appelle an
die Wirtschaft bringen soviel wie An-
sprachen an eine Betonwand.

Außerdem sehen die Bildungsvorstel-
lungen der Unternehmer anders aus, als
die der Allgemeinheit. 53 Prozent der
Bevölkerung sprechen sich laut Mei-
nungsforschungs-Institut Forsa gegen
Studiengebühren aus. In Sachsen lehn-
ten 55 Prozent den Satz ab: „Wer stu-
diert, soll auch was dafür bezahlen.“ Die
Wirtschaft in Deutschland hält diesen
Satz für korrekt und übt Druck in diese
Richtung aus. Außerdem möchte sie
nicht, dass breite Kreise gefördert wer-
den. So viele gutausgebildete Menschen
möchten sie nun auch wieder nicht. Eine
kleine Elite soll hochgezüchtet werden.
Der Rest kann dumm aus der Wäsche
gucken.

Bildung für alle
Während des ganzen vergangenen

Jahrhunderts sind Kämpfe um den Zu-
gang zu Bildung geführt worden. Wir
dürfen uns diese erkämpften Verbesse-
rungen nicht am Anfang des 20. Jahr-
hunderts abnehmen lassen. Arbeitneh-
merInnenhaushalte erwirtschaften ein
Lohnsteueraufkommen von etwa 260
Milliarden DM. Die Profite der Unter-
nehmen werden allein von den Arbeit-
nehmerInnen erwirtschaftet. Dieses Geld
darf nicht länger Privatsache sein, dieses
Geld muss in die Ausbildung gesteckt
werden. Die Unternehmer haben bewie-
sen, dass sie und ihre Marktgesetze in
keiner Weise in der Lage sind, den Be-
dürfnissen nach  einer umfassenden All-
gemeinbildung und weitergehende Qua-
lifizierung gerecht zu werden, weder in
den Schulen noch im betrieblichen Be-
reich noch an den Unis. Bildung muss
raus aus Unternehmerhand. Sie muss
unabhängig und unter demokratischer
Kontrolle von Lernenden, Gewerkschaf-
ten und Staat organisiert sein. Bildung
darf nicht vermarktet werden. Das Recht
auf Bildung, unabhängig vom Portemon-
naie, muss wieder erkämpft werden.



VORAN Nr. 215 · Mai/Juni 20002

Tarifrunde im öffentlichen Dienst

Lohnraub stoppen
In derselben Woche, in der

die öffentlichen Arbeitgeber
bei den laufenden Tarifver-
handlungen wieder kein An-
gebot vorgelegt hatten, be-
schloss die Bundesregierung
weitere Steuerentlastungen
für Unternehmer in Höhe
von 1 Milliarde Mark.

Die früheren Tarifverhand-
lungs-Führer des öffentlichen
Dienstes, Kanther, Schleußer
und Ruschmeier, waren alle
kräftig daran beteiligt, mit lega-
len und illegalen Machenschaf-
ten die Staatskassen zu plün-
dern. Nach ihrem Abgang erhal-
ten sie Monat für Monat zu-
sammen über 60.000 Mark
Pensionsgelder, die die abhän-
gig Beschäftigten über Lohn-
steuern hereinholen müssen.
Während den Müllwerkern,
Busfahrern und Krankenpfle-
gern erzählt wird, es sei kein
Geld in der Kasse, wird es den
Reichen hinterhergeschmissen.

Arbeitsplatzabbau
Über 700.000 Arbeitsplätze

wurden von 1992 bis 1998 im
öffentlichen Dienst vernichtet
– trotz Lohnverzicht. Bundes-
innenminister Schily hat ge-
droht, dass jede Lohnerhöhung,

offensiven Kampf zur Durch-
setzung der ohnehin bescheide-
nen Forderungen zu führen.
Nichts liegt Mai und Co. Fer-
ner, als einen Konflikt mit sei-
nen politischen Freunden in der
Bundesregierung und in den
SPD-geführten Ländern und
Kommunen einzugehen.

Billigabschlüsse
Der ÖTV-Hauptvorstand

wird die Billigabschlüsse in an-
deren Bereichen nutzen, um
den Beschäftigten bei einer be-
reits niedrigeren Ausgangsfor-
derung von 5 Prozent möglichst
kampflos weiteren Reallohnab-
bau zuzumuten. 11 der 12
ÖTV-Bezirke fordern aus-
drücklich eine Begrenzung der
Laufzeit auf 12 Monate. Trotz-
dem hat Herbert Mai inzwi-
schen verkündet, dass die ÖTV
zu längeren Laufzeiten bereit
sei. Ein Streik im öffentlichen
Dienst ist nur noch dann wahr-
scheinlich, wenn die Arbeitge-
ber ihn durch eine harte Hal-
tung provozieren oder wenn ein
offensiver Kampf von der
ÖTV-Basis erzwungen wird.
Aktivisten in der ÖTV müssen
dafür Druck machen.

Ursel Beck, Köln

die über die Inflationsrate hin-
ausgehe, Arbeitsplätze im öf-
fentlichen Dienst kosten wer-
den. Aber die Bundesregierung
hat lange vor der Tarifrunde be-
schlossen, in den nächsten vier
Jahren allein beim Bund vier
Prozent der Jobs zu vernichten.
Im Auftrag von Finanzminister
Eichel hat ein Unternehmensbe-
rater Vorschläge gemacht, wie
im öffentlichen Dienst bis zum
Jahr 2005 durch „Strukturver-
änderungen“ weitere 600.000
Stellen vernichtet werden kön-
nen.

Privatisierungen
Die weiteren Privatisierungs-

pläne von Bund, Ländern und
Kommunen sind ein riesiges
Programm zu Arbeitsplatzver-
nichtung. Die Liberalisierung
des Strommarktes bedroht
40.000 Stellen bei den Stadt-
werken. Aber die Arbeitsplätze
im öffentlichen Dienst können
nicht durch Lohnverzicht ver-
teidigt werden, sondern nur
durch entschlossenen gewerk-
schaftlichen Kampf. Doch ge-
nau dazu ist die ÖTV-Führung
nicht bereit. Mit ihrer Politik
verteidigt sie weder Arbeits-
plätze noch Löhne und erst
recht ist sie nicht bereit, einen

PDS-Parteitag: Sind die
Gysis und Biskis am Ende?

Schon lange hat ein Parteitag nicht mehr
soviel Aufregung ausgelöst, wie der PDS-
Parteitag in Münster. Dass die Basis den
Vorstand überstimmte wird als Ungeheur-
lichkeit dargestellt. Den etablierten Parteien,
bei denen Kandidaten per Ted gewählt und
die Mitgliedschaft über TV-Auftritte aufge-
klärt wird, passieren solche demokratischen
„faux-pas“ einfach nicht mehr. Die Basis der
PDS gab der Führung einen Korb. Damit
hatte niemand gerechnet. Der Parteivorstand
schon gar nicht. Gysi erklärte noch am
Abend vorher selbstbewusst vor Journali-
sten, dass der Parteitag dem Vorschlag des
Vorstands folgen würde. Nachdem zwei
Drittel der Delegierten für ein klares Nein
gegen UN- Kampfeinsätze stimmte, verließ
die gesamte Parteispitze den Saal.

Beleidigt zogen sie sich in eine dreistündige Kri-
sendebatte zurück. Mit vollzähligem Rücktritt
wurde zwischenzeitlich gedroht. Die prinzipielle
Absage der PDS-Basis an UN-Kampfeinsätze ist
ein großer Erfolg. Das Abstimmungsergebnis ist
nicht hinterrücks von einer linken Verschwörer-
gruppe durchgesetzt worden, wie die Biskys und
Gysis es darstellen. Es drückt vielmehr eine breite
antimilitaristische Grundhaltung in der Mitglied-
schaft der PDS aus und die Angst, der blutigen
Entwicklung  der Grünen von einer Friedens- zur
Kriegspartei zu folgen. Leider gibt es keine organi-
sierte Linke, die genug Einfluss hätte, den Vorstel-
lungen der Parteioberen von „Politikfähigkeit“
und „Gesellschaftsfähigkeit“ genug entgegenzu-
setzen. Die Stärke der „Kommunistischen Platt-
form“ und des „Marxistischen Forums“ wird
maßlos übertrieben, um einen Buhmann vorwei-
sen zu können. In Wirklichkeit ist ihr Einfluss
gering und auch sie haben vergessen, was Karl
Liebknecht zur Arbeit in den Parlamenten gesagt
hat: Das Parlament als Tribüne nutzen, die
Kämpfe auf der Straße führen.

Die Schwäche der Linken sieht man auch daran,
dass der zweite wichtige Vorstoß der Parteiobe-
ren, den Plan zur Änderung des Grundsatzpro-
gramms, in Münster durchgesetzt werden konn-
te.

Die Reaktionen „am Tag danach“ von der ge-
samten Parteispitze lassen klar erkennen, dass
dies wahrscheinlich leider das letzte Mal der Fall
war, in der die Delegierten das Sagen hatten. Ab
sofort wird aufgeräumt. „Ich sage Ihnen voraus:
Das wird korrigiert werden.“, gab Gysi am glei-
chen Abend noch in den ARD-Tagesthemen be-
kannt. Er kann nicht fassen, dass seine Bemü-
hungen von der bürgerlichen Politik ernstgenom-
men zu werden, (und dazu ist die Anerkennung
von Staatsapparat, Armee etc. von besonderer

Bedeutung) einfach ins Leere laufen sollen, nur
weil ein paar vermeintlich unwissende und reali-
tätsferne Delegierte zur falschen Zeit am fal-
schen Ort saßen. Er wirft jetzt seine gesamte
Popularität und sein Redegeschick in die Waag-
schale um seinen Kurs durchzusetzen. Seine
Rücktrittsankündigung (nach der „Jetzt halte ich
die Luft an“ – Methode eines trotzigen Kindes)
muss noch nicht das letzte Wort gewesen sein.
Über lautstarkes Hetzen vom PDS-Vorstand
über „Sektierer“, „linke Dogmatiker“ und „Into-
leranz“ wird jetzt erst mal versucht, die gesamte
Mitgliedschaft einzuschüchtern und Kritiker
mundtot zu machen. Dabei bekommt die Partei-
führung natürlich Rückenwind von der bürgerli-
chen Presse, die fröhlich mit über Parteiaus-
schlüsse diskutiert.

... oder am Anfang?
Wenn es nach dem Willen der Führung geht,

darf von Sozialismus bald nur noch in unver-
bindlicher Träumerei die Rede sein. Und das
aber bitte schön nicht in der Öffentlichkeit.
Knallharte Realpolitik ist angesagt: Tolerierung
in Sachsen-Anhalt, Koalition in Mecklenburg
Vorpommern und bald vielleicht auch auf Bun-
desebene? So kommt es auch, dass der PDS-
Fraktions-Geschäftsführer im Bundestag, Roland
Claus, die Korruptionsaffäre der CDU, statt den
Skandal anzuprangern, mit den Worten kommen-
tieren konnte, Deutschland brauche eine CDU,
Häme sei deswegen unangebracht. Als größter Er-
folg in den letzten Monaten wird dagegen angese-
hen, dass der Bundesbankpräsident Welteke, ei-
ner Einladung der PDS-Bundestagsfraktion ge-
folgt sei und dies „ein Ausdruck des Grads der
Akzeptanz, die die PDS erreicht“ habe, sei.

Auf Wahlebene wird die PDS, da es ein Vaku-
um auf der Linken gibt, in den nächsten Jahren
Stimmenzuwachs bekommen. Aber alle die näher
mit der PDS zu tun bekommen, ihre Praxis sehen
oder ihre Debatten verfolgen, werden sich ent-
täuscht abwenden. Die SPD hat über 100 Jahre
gebraucht um ihre Basis mundtot zu machen und
zu einer stinknormalen, bürgerlichen Partei zu
werden. Die Grünen brauchten knapp 20 Jahre
dazu. Der PDS-Führung scheint das alles noch
nicht schnell genug zu sein. Eine sozialistische
Alternative ist nötig, die nicht auf Parlamente
und „Koalitionsfähigkeit“ setzt, sondern auf die
Macht der Straße und den Kampf in den Betrie-
ben; die nicht auf Politiker und Präsidenten
setzt, sondern auf  Jugendliche und Arbeitneh-
merInnen, die sich wehren wollen. Eine soziali-
stische Demokratie (im Gegensatz zu der Herr-
schaft der Bürokratie in der DDR) ist keine
Utopie sondern Notwendigkeit, für die wir hier
und heute kämpfen müssen.

Solidarität mit VW-Arbeitern
in Südafrika und Brasilien

Linux:
Besser ohne Kapitalisten

Man stelle sich einmal vor,
Bill Gates würde mit folgender
Erklärung vor die Presse treten:
„Sehr geehrte Damen und
Herren, wir werden die Unter-
nehmenspolitik von Microsoft
radikal ändern. Wir werden
von nun an die Programmco-
des, die unserem Betriebssy-
stem Windows, zugrunde lie-
gen, für jedermann zugänglich
machen. Denn wir wissen, dass
es weltweit tausende enga-
gierter ProgrammiererInnen
gibt, die darauf brennen, Win-
dows zu verbessern, effektiver
zu machen und Fehler zu be-
seitigen. Sie arbeiten jeden
Tag am Computer und wissen
am Besten, wie ein gutes Be-
triebssystem auszusehen hat.
Microsoft wird in Zukunft die
Ergebnisse dieser Arbeit nur
noch zusammenfassen. Daher
wird es uns möglich sein, den
Preis unserer Produkte auf ein
Zehntel des heutigen Niveaus
zu senken.“

Georg Lohmeyer,
Aachen

Das gibt es nicht? Das kann
nicht funktionieren? Doch, das
gibt es und das funktioniert, auf

Zusatzprogramme und Erweite-
rungen werden von verschiede-
nen Firmen zu Paketen, soge-
nannten „Distributionen“ zu-
sammengepackt. Eine Distributi-
on, die das Betriebssystem, ein
Office-Paket (Textverarbeitung,
Tabellenkalkulation etc.) und In-
ternet-Software enthält, kostet
weniger als 100 DM. Vergleich-
bares von der Microsoft-Mafia
würde mehr als 1000 DM ko-
sten.

Im Bereich Internetserver ist
Linux längst dabei, den Micro-
soft-Produkten den Rang abzu-
laufen. Und auch immer mehr
Anwender entscheiden sich für
Linux. Nicht nur, weil es billiger
ist, sondern auch, weil es stabiler
läuft und leistungsfähiger ist.

Nicht der private Profit
zählt

Wer Linux (mit)entwickelt, tut
das nicht für Geld. Es geht viel-
mehr darum, zusammen mit an-
deren ein Produkt herzustellen
und zu verbessern, das man
selbst braucht und das auch an-
dere brauchen. Und dieses Sy-
stem ist effektiver als das profit-
orientierte Microsoft-Mammut.
Fehler, die auftreten, werden
häufig schon innerhalb von 24
Stunden behoben. Kostenlos.

Unter kapitalistischen Bedin-
gungen sind einer Entwicklung
wie im Fall Linux trotz allem
enge Grenzen gesetzt. Das be-
weist allein die Tatsache, dass
Microsoft, obwohl  seine Pro-
gramme in der Regel viel schlech-
ter sind, 90 Prozent des Marktes
für Software beherrscht.

Linux zeigt aber, dass sich die
Produktion ohne Kapitalisten
und Profitstreben nicht nur ge-
nauso gut, sondern sogar noch
besser organisieren lässt. Es ist
auch der Beweis dafür, dass
Menschen bereit sind, ohne je-
den Zwang Zeit und Arbeit in
eine Sache zu stecken, wenn sie
nur wissen, dass das, was sie
tun, sinnvoll ist und ihnen selbst
und anderen nützt. Heraus
kommt ein Produkt, das lei-
stungsfähiger und weniger fehler-
behaftet ist, als das kommerzielle
Gegenstück Windows. Und
wenn das bei der Produktion von
Software möglich ist, dann si-
cherlich auch in anderen Berei-
chen.

acht Millionen Computern welt-
weit. Allerdings heißt dieses Be-
triebssystem nicht Windows,
sondern Linux. „Erfunden“ wur-
de Linux 1991 von dem Schwe-
den Linus Thorvald, der sich
zum Ziel gesetzt hatte, das
Großrechner-Betriebssystem
Unix auf den PC zu übertragen.
Im Gegensatz zu Bill Gates, der
nie etwas selbst erfunden, dafür
aber Unmengen Geld verdient
hat, gab Thorvald sein Betriebs-
system frei. Gleichzeitig stellte
er sicher, dass niemand sonst es
patentieren konnte.

Gemeinsam selbstgemacht
Linux verfolgt eine sogenanntes

open-source-Konzept: Das Be-
triebssystem kann frei kopiert
werden, solange alle Quellcodes
für jedermann verfügbar gehalten
werden. Jeder, der will, kann
Veränderungen vornehmen, Feh-
ler beseitigen oder Verbesserun-
gen einführen. Und ca. 10 Millio-
nen Linux-Anwender weltweit
wollen und tun das. Austausch
von Ideen und neuen Entwick-
lungen erfolgt hauptsächlich über
das Internet. Der Betriebssy-
stem-Kern sowie verschiedene

In zwei VW-Werken, in Brasilien und
Südafrika, wurden im Februar bzw. März
Arbeiter entlassen. In Brasilien wurden
22 Kollegen wegen einer dreitägigen
„Dienst nach Vorschrift“-Aktion für
Lohnerhöhung, kürzere Arbeitszeit und
Gewinnbeteiligung fristlos entlassen. Das
VW-Management droht darüber hinaus
mit der Schließung des Werkes.
Im Werk Uitenhagen, Südafrika, haben
die Konzernherren 1300 Arbeiter gefeu-
ert, weil sie gegen die Entlassung ihrer
Vertrauensleute in einen Solidaritäts-
streik getreten waren. Diese Vertrauens-
leute waren neu gewählt worden, nach-
dem ihre Vorgänger wegen Co-Manage-
ment-Vereinbarungen, hinter dem Rük-
ken und gegen die Interessen der Beleg-
schaft, abgewählt wurden. Die jetzt ent-
lassenen Vertrauensleute wollten nicht
länger hinnehmen, dass die Arbeitsbe-
dingungen noch schlechter werden als in
Zeiten des Apartheidregimes und haben
den Kampf gegen Angriffe der VW-Bos-
se aufgenommen.
Deshalb wurden sie gefeuert. Mit ihrer

kämpferischen Haltung waren sie nicht
nur dem Management ein Dorn im Auge,
sondern auch ihrer eigenen Gewerkschaft
NUMSA. Die NUMSA steht in diesem
Konflikt auf der Seite des VW-Konzerns
und wird dabei von der IG Metall Füh-
rung gedeckt.

Wir fordern alle Leser auf beim VW-
Vorstand in Wolfsburg gegen die Entlas-
sungen zu protestieren und Solidaritäts-
adressen an die betroffenen Kollegen zu
schicken.

Vorstand der Volkswagen AG, 38436
Wolfsburg, Fax. 05361-928282

Für Soli-Adressen: VWSA Crisis Com-
mittee South Africa, Fax/Tel.: 0027-41-
9228691

APEOESP, Sao Carlos/SP
Brasilien, Fax. 0055-16-263-1110,
email: assprof@zaz.com.br
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Ihr da
oben ...

... wir
hier unten

Alt
Man stelle sich vor: Ein Mann

geht zwanzig Jahre oder noch
länger, jeden Morgen in dasselbe
Büro. Aber eines Tages kommt
er zu seinen Kollegen und sagt:
„Guten Morgen – ich bin der
Neue“.  Nun, was werden seine
Kollegen denken? Richtig – der
arme Mann muss mal zum
Arzt. Aber was soll man von
der CDU in Nordrheinwestfalen
halten? Ihr Spitzenkandidat,
Norbert Rüttgers, war schon
vor zwanzig Jahren Landesvor-
sitzender der CDU-Nachwuchs-
organisation, Junge Union, im
Rheinland. Rüttgers diente neun
Jahre unter Kanzler Kohl als
parlamentarischer Geschäfts-
führer der CDU/CSU-Fraktion
und als Bildungsminister. Es hat
in der NRW-CDU nach dem
CDU-Parteispenden-Skandal
keinen einzigen Rücktritt gege-
ben. Und diese altbekannte
CDU warb im NRW-Wahl-
kampf mit dem Spruch „Neue
Leute braucht das Land“ über
den Porträts von Rüttgers, Mer-
kel und Merz. Auf jedem Wahl-
plakat stand „CDU – die neue
Partei im Westen“! Aber auf
eine Lüge mehr oder weniger
kommt es bei dieser Partei auch
nicht mehr an.

Reichtum
Das Vermögen der drei reich-

sten Männer der Welt ist größer
als das Bruttoinlandsprodukt
der 48 ärmsten Länder mit 600
Millionen Einwohnern, so die
neue „Armutsstatistik“ des
UN-Entwicklungsprogramms
UNDP. (metall 4/2000)

Orientierung
Was ist eine realistische Lohn-

Forderung? Wie hoch darf sie
sein? Vor dieser Frage stehen je-
des Jahr die Beschäftigten im
öffentlichen Dienst. Wie hilf-
reich wäre es doch, wenn je-
mand eine ungefähre Orientie-
rung geben könnte. Am besten
Leute, die die Lage der öffentli-
chen Haushalte gut kennen – die
Mitglieder in den Parlamenten
zum Beispiel. Die Gehälter
(Grundentschädigung) der 120
sächsischen Landtagsabgeordne-
ten steigen rückwirkend zum 1.
Januar um knapp 1000 DM, ex-
akt um 959 Mark. Das ist ein
schöner Betrag, an dem die Be-
schäftigten im öffentlichen
Dienst die Tarifangebote der
Arbeitgeber in der diesjährigen
Tarifrunde messen sollten.

Mittelalter
ArbeitnehmerInnen, die in ei-

ner katholischen Einrichtung be-
schäftigt sind, müssen mit ihrer
fristlosen Entlassung rechnen,
wenn sie sich nicht an die Re-
geln der Kirche halten. Die Kün-
digung einer Angestellten, die
sich von ihrem Mann hatte
scheiden lassen, wurde vom Ar-
beitsgericht Hamm anerkannt
(Aktenzeichen: Landesarbeitsge-
richt Hamm,  Sa 1774/99).
Sanktionen gegen die Kirche, für
den Fall, dass sie sich selber
nicht an ihre Regeln der Näch-
stenliebe hält, sind nicht be-
kannt.

Wem nützt die Greencard?
Jahrelang haben deutsche

High-Tech-Unternehmen die
Ausbildung vernachlässigt.
Jetzt ist das Gejammer über
den Fachkräftemangel groß.
Die „Greencard“, eine befri-
stete Arbeits- und Aufent-
haltserlaubnis, soll den Eng-
pass beseitigen.

Die Politiker von CDU bis
SPD haben in den letzten Jahren
verstärkt Ausländer als Sünden-
böcke hingestellt. Jetzt müssen
sie ihren plumpen Rassismus
etwas differenzierter präsentie-
ren und erklären, warum man ei-
nerseits weiter Ausländer mit
Gewalt aus Deutschland ab-
schiebt, während man anderer-
seits um Ausländer wirbt. Ganz
ungeniert geht dabei die CDU
vor. Deren Position lässt sich
etwa so zusammenfassen. „Weil
die Greencard gut für die Unter-
nehmer ist sind wir dafür, weil
aber CDU-Spitzenkandidat
Rüttgers mit seiner rassistischen
Kampagne in NRW sich bessere
Wahlchancen ausrechnet, unter-
stützen wir den Greencard-Geg-
ner Rüttgers“. Die SPD ihrer-
seits legt Wert darauf, dass es
ihr nicht um die Interessen der
ausländischen Arbeitnehmer
geht. Im Gegenteil: „Zielsetzung
ist es, kurzfristig Defizite zu
überbrücken und gleichzeitig si-

alle ein, die sich in der Bundes-
republik befinden. Ebenso muss
ein unbeschränkter Familien-
nachzug gewährleistet sein.
Sprachkurse müssen für jede/n
kostenfrei angeboten werden.
Die faktische Abschaffung des
Asylrechts von 1993 muss wie-
der aufgehoben, das Arbeitsver-
bot für Asylbewerber endlich
abgeschafft werden.

Auch unter in Deutschland le-
benden Arbeitnehmern ist die
Ansicht verbreitet, eine Zuwan-
derung strikt nach wirtschaftli-
chen Vorgaben und eine rechtli-
che Schlechterstellung der Immi-
grantInnen wäre auch in ihrem
Interesse. Das Gegenteil ist der
Fall. Je stärker die ausländi-
schen Arbeitskräfte, ob medial
herbeigebetete Computer-Fach-
leute oder illegale Billigjobber,
nach den Wünschen der Kon-
zerne hereingeholt und heraus-
geworfen werden können, zur
Verfügungsmasse der Kapitali-
sten werden, desto mehr werden
auch die inländischen Arbeit-
nehmer flexibilisiert, für die Pro-
fitinteressen zurechtgestutzt.

Nur das gemeinsame Engage-
ment für gleiche Rechte für alle,
ob im IT-Bereich, in der Gastro-
nomie oder in der Metallindu-
strie stärkt die Arbeitnehmer-
rechte.

Claus Ludwig/
Georg Kümmel, Köln

Kampagne der NRW-CDU ab.
IG-Metall-Vorsitzender Zwik-
kel schreibt in der Aprilausgabe
der „metall“ unter der Über-
schrift „Greencard wäre Rote
Karte für Arbeitslose“: „Diese
31.840 (Arbeitslosen EDV-
Fachleute) wären endgültig raus
aus dem Spiel, wären sicher, in
ihrem Beruf nie wieder einen
Job zu bekommen.“ Nach An-
sicht von Zwickel ist also nicht
das kapitalistische Wirtschafts-
system, das gerade offiziell vier,
inoffiziell sechs Millionen Men-
schen eine sinnvolle und bezahl-
te Arbeit verwehrt, die Ursache
für Dauerarbeitslosigkeit, son-
dern die Kollegen aus dem Aus-
land. Diese Position ist falsch
und deshalb für einen Gewerk-
schafter skandalös.

 GewerkschafterInnen sollten
sich stattdessen für gleiche
Rechte für alle und gleichen
Lohn für gleiche Arbeit einset-
zen. Wenn ein indischer Kollege
nach Deutschland kommt, müs-
sen die Gewerkschaften gegen
sämtliche Beschränkungen bei
Aufenthaltserlaubnis und Fami-
liennachzug eintreten.

Es wäre die Aufgaben der Ge-
werkschaften, die Hintergründe
der Greencard-Diskussion auf-
zudecken und eine Kampagne
zu starten, die a) eine breite
Qualifizierung für alle in
Deutschland lebenden Arbeits-
losen und Arbeitnehmer fordert
und b) für die Verteidigung der
Flüchtlinge eintritt und die An-
griffe gegen die letzten Reste
des Asylrechts zurückweist.

Dazu gehört nach Auffassung
der SAV, dass jede/r Arbeitslose
– und angesichts der sich schnell
verändernden Arbeitswelt auch
jede/r Beschäftigte – das Recht
auf Weiterbildung bekommen
muss. Die öffentlichen Ausbil-
dungseinrichtungen im IT-Be-
reich sollten ihre Arbeit fortset-
zen und ausweiten, finanziert
durch eine Ausbildungsabgabe
der Unternehmen. Durch demo-
kratische Kontrollgremien aus
Vertretern der Lernenden, der
Lehrenden und des Staates
könnte gewährleistet werden,
dass nicht für kurzfristige Pro-
fitinteressen, sondern zum
Zwecke einer breiten Qualifizie-
rung ausgebildet wird.

Im Bereich der ausländischen
ArbeitnehmerInnen treten wir
für eine unbeschränkte Arbeits-
und Aufenthaltserlaubnis für

„E inwanderungsgese tzes “
Deutschland stärker gegen
Flüchtlinge abschotten, die
CDU und die Arbeitgeberver-
bände gehen aggressiver vor und
fordern, das Asylrecht endgültig
abzuschaffen.

Durch die Steuerung der Ein-
wanderung wollen die Unter-
nehmen Ausbildungskosten und
Sozialabgaben sparen. Sie brau-
chen kein langfristiges Konzept,
sondern können sich Arbeitneh-
mer „just in time“ besorgen,
wenn sie gerade gebraucht wer-
den. Ebenso können sie Arbeit-
nehmer schneller wieder „frei-
setzen“, z. B. wenn der Com-
puter- und Internet-Boom durch
einen Börsencrash oder den Be-
ginn der Wirtschaftskrise jäh en-
det.

Die „modernen“ Vertreter ei-
nes „Einwanderungsgesetzes“
nach wirtschaftlichen Interessen
wollen die Wanderarbeit, einen
weltweiten Leiharbeitsmarkt
ohne Kündigungsschutz und So-
zialplan.

 Ausbildung und Arbeit
Der DGB und ver.di (Dienst-

leistungsgewerkschaft) haben
sich gegen eine Greencard und
eine Öffnung des Arbeitsmark-
tes gewandt (FR, 3. 3. 2000).
Sie grenzen sich nicht dabei
nicht von der rassistischen

cherzustellen, dass mittelfristig
der gesamte Arbeitskräftebedarf
aus inländischen Kapazitäten
gedeckt werden kann.“ (Inter-
netseite der SPD, www.spd.de,
Stichwort Greencard, 28.
4.).ArbeitnehmerInnen sind also
nur „Kapazitäten“, Falls diese
„Kapazitäten“ aus dem Ausland
angeworben wurden, bekommen
sie nach spätestens fünf Jahren
einen Tritt in den Hintern und
fliegen raus. Wer immer noch
Zweifel an den Motiven der
SPD hat, für den heißt es an
anderer Stelle auf derselben Sei-
te: „Die Greencard ist ein prag-
matisches Instrument zur kurz-
fristigen Lösung eines arbeits-
marktpolitischen Problems. ...
Es geht nicht um das Grund-
recht auf Asyl, sondern um die
Zukunftsfähigkeit von Wirt-
schaft und Gesellschaft.“

Leiharbeit weltweit
Alle beteiligten Kräfte wollen

mit der Debatte deutlich ma-
chen, dass Einwanderung strikt
nach wirtschaftlichen Gesichts-
punkten zu erfolgen hat. Die
Unterschiede zwischen ihnen
sind taktischer Natur. SPD und
Grüne wollen erst die Voraus-
setzungen für eine verstärkte
Einwanderung von benötigten
Arbeitskräften schaffen und
dann im Zuge eines sogenannten

Bundesbank behält Lohngelder
an Zwangsarbeiter ein

Zum Thema Zwangsarbei-
terentschädigung dokumen-
tieren wir hier, leicht gekürzt,
einen offenen Brief der „Re-
genbogen“-Fraktion Ham-
burg an Finanzminister Ei-
chel:

„Sehr geehrter Herr Minister
Eichel, als Mitglieder der Ham-
burger Bürgerschaft setzen wir
uns seit einem halben Jahr in-

tensiv mit der Geschichte der
NS-Zwangsarbeit in Hamburg
und der damit
zusammenhängenden Entschä-
digungsproblematik auseinan-
der. Im Rahmen unserer Aktivi-
täten sind wir auf einen Vor-
gang gestoßen, der mehr als be-
fremdlich ist.

Die Deutsche Bundesbank
hat im Jahr 1978 DM
1.776.207,37 „unanbringliche“,

einbehaltene Löhne für ehemali-
ge NS-ZwangsarbeiterInnen
und Kriegsgefangene sowie
DM 196.678,30 „nicht an-
bringbare Guthaben von ver-
schleppten Personen und Aus-
länder-DM-Konten aus der
Umstellung des Geldwesens“
ins Vermögen der Bundesbank
als außerordentliche Erträge
eingestellt. Im Schreiben der
Deutschen Bundesbank vom
11. Januar 2000 heißt es dazu:
„Das als a.o. Ertrag ausgebuch-
te Guthaben ausländischer Per-
sonen von insgesamt DM
1.972.885,67 hat somit den Bi-
lanzfehlbetrag, den die BBk im
Jahre 1978 auswies, um eben
diesen Betrag gemindert.“

Mit Schreiben vom 7. Februar
2000 räumen die Vertreter der
Deutschen Bundesbank zwar
ein: „Sicher ist die – rechtlich
korrekte – Vereinnahmung der
unanbringbaren Beträge im Jah-
re 1978 als außerordentlicher
Ertrag und die Einbeziehung
dieser Beträge in die normale
Ertragsverwendung aus heutiger
Sicht diskussionswürdig. Nach
den Debatten der letzten Jahre
wäre eine solche Verwendung
dieser Summen heute schwer

vorstellbar.“ Gleichwohl ver-
weigert die Deutsche Bundes-
bank, die nicht bestim-
mungsgemäß verwandten Gel-
der entweder der Bundesstif-
tung oder einer der Stiftungen
zur Unterstützung ehemaliger
NS-Opfer zur Verfügung zu
stellen, mit dem Argument, sie
dürfe sich als bundesunmittel-
bare juristische Person des öf-
fentlichen Rechts nicht an Stif-
tungen zur Entschädigung be-
teiligen.

Diese Sichtweise mag formal-
juristisch richtig sein, ist aber
u. E. – auch vor dem Hinter-
grund der aktuellen Debatte um
die Einrichtung einer Bundes-
stiftung – aus heutigem Blick-
winkel nicht aufrechtzuerhal-
ten.

Außerdem geht es nicht dar-
um, dass dieDeutsche Bundes-
bank eine Stiftung aus ihren Er-
trägen mit Spenden bedenken
soll. Vielmehr geht es aus unse-
rer Sicht um die nicht nur mo-
ralisch berechtigte Forderung,
dass die Deutsche Bundesbank
die einbehaltene Löhne aus
Zwangsarbeit an die Betroffe-
nen auszahlt und die ebenfalls
einbehaltenen „nicht anbringba-

ren“ Guthaben von ver-
schleppten Personen und Aus-
länder-DM Konten Organisa-
tionen übergibt, die ehemalige
NS-Opfer unterstützen. Es ist
kaum vorstellbar, dass die
Deutsche Bundesbank, die je-
des Jahr Milliarden bewegt,
keinerlei Möglichkeiten hat, die
von ihr zweckentfremdeten
1.972.885,67 DM plus Zinsen
den Anspruchsberechtigten
nachträglich zur Verfügung zu
stellen.

Nachdem die Deutsche Bun-
desbank mit Schreiben vom 7.
Februar 1999 sich selbst in die-
ser Sache für handlungsunfähig
erklärt und unser Anliegen mit
dem lapidaren Satz „Die Bun-
desregierung entscheidet über
die Verwendung der an sie ab-
geführten Bundesbankgewinne“
beschieden hat, wenden wir uns
jetzt an Sie als einen zuständi-
gen Vertreter der Bundesregie-
rung.

Welche Handlungsmöglichkei-
ten sehen Sie, um die durch die
Deutsche Bundesbank vorent-
haltenen Lohngelder den An-
spruchsberechtigten zukommen
zu lassen?“

n

„Fachkräfte ja,
Ausbildung
nein!“

Das scheint der Schlacht-
ruf der deutschen IT-Un-
ternehmen zu sein. Nach
einer Studie des Instituts
für Arbeitsmarktforschung
(IAB) kommen in diesem
Jahr von 47.000 Ausbil-
dungsabsolventen der
High-Tech-Branche nur
7000 aus den Unterneh-
men selbst. Die meisten
wurden in Maßnahmen
ausgebildet, die von der
Bundesanstalt für Arbeit
finanziert wurden, also mit
den Sozialversicherungs-
beiträgen und Steuergel-
dern der ArbeitnehmerIn-
nen.

Alle etablierten Parteien nutzen die Diskussion um die Greencard, um die Immigranten in
„gute“ Experten und „schlechte“ Flüchtlinge aufzuspalten. Wir fordern gleiche Rechte für alle
hier lebenden Menschen.
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20. Mai: Treffen der „Initiative zur
Vernetzung der Gewerkschaftslinken“
zur Tarifrunde
Die Initiative zur Vernetzung der Gewerkschaftslinken lädt für den 20. Mai zu einem Treffen
über Tarifpolitik nach Frankfurt-Bockenheim ein. In dem Aufruf heißt es: „Die jüngsten
Tarifabschlüsse bestätigen die Befürchtungen der Gewerkschaftslinken, dass die Gewerk-
schaften mit dem Bündnis für Arbeit und Wettbewerbsfähigkeit in einen Wettbewerbskor-
poratismus eingebunden werden....Wir können jedoch auch registrieren, dass es sehr viel
Protest und Gegenwehr von aktiven Vertrauensleuten und Aktiven gibt. Es gibt auch, was
viel schlimmer ist, Resignation und Abkehr von den Gewerkschaften.“ Bei dem Treffen soll
Bilanz gezogen werden von der Tarifrunde 2000 und die Lehren für künftige Tarifkämpfe
diskutiert werden. Außerdem soll besprochen werden, wie die Linken ihre Kritik und Vorstel-
lungen in die Gewerkschaften reintragen können.

Anmeldungen bis 15.5. und nähere Infos über Tom Adler, Baumreute 56a, 70199 Stuttgart,
Tel. 0711-606457 oder Bernd Riexinger, Tel. 0711/6498305 oder e-mail: elsriexeierstr@t-
online.de

27. Mai: Bundesweites Treffen
oppositioneller ÖTV-Gewerkschafter

Am Samstag, den 27. Mai findet in Kassel das nächste bundesweite Treffen des
„Netzwerk für eine kämpferische und demokratische ÖTV“ statt. Das ÖTV-Netzwerk
ist ein Zusammenschluss von kritischen und kämpferischen Kolleginnen in der ÖTV,
Vertrauensleuten, Betriebsund Personalräten und Jugendvertretern. Das Netzwerk war
von Anfang an gegen ver.di, weil sich diese Fusion gegen die demokratischen Rechte
und die gewerkschaftlichen Interessen der Mitglieder richtet. In den Tarif runden
kämpfen die im Netzwerk zusammengeschlossenen Kolleginnen unter anderem jedes
Jahr für massive Festgelderhöhungen, radikale Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohn-
und Personalausgleich und die volle Angleichung der Ostlöhne an den Westen. Das
Netzwerk ist gegen jede Privatisierung und den Ausstieg aus dem BAT.

Weitere Informationen zum Treffen bei Steffi Nitschke, Hegelsbergstr. 26, 34127 Kassel,
Tel. 05 61 / 89 97 64 oder Dieter Janßen, Strohberg 18a, Tel. 07 11 / 6 40 13 02.

Kampflose
Kapitulation vor Unternehmern

Rekordprofite und  volle Auf-
tragsbücher auf Seiten der Unter-
nehmer sowie Forderungen nach
deutlicher Reallohnerhöhung und
die Bereitschaft dafür zu kämpfen
auf Seiten der Gewertschaften –
das war der Hintergrund der dies-
jährigen Tarifrunde. Und was ist
das Ergebnis? Zum ersten mal seit
über 10 Jahren gibt es keine Warn-
streikwelle bei der IGM und insge-
samt eine kampflose Kapitulation
vor den Unternehmern. Die Folge:
weitere Reallohnverluste, Erosion
der Flächentarifverträge, Absage
an weitere Wochenarbeitszeitver-
kürzung, weitere Spaltungslinien
per Tarifvertrag.

Lohnleitlinie per Bündnis-
Vereinbarung

Durch eine Bündnis-Vereinba-
rung mit Unternehmern und Regie-
rung hat sich die Gewerkschafts-
bürokratie bereits im Januar auf ei-
nen Niedrigabschluss und längere
Laufzeiten festgelegt. Diese ver-
einbarte Lohnleitlinie wurde gegen
die Gewerkschaftsbasis durchge-
setzt. Als erstes wurden die For-
derungen der Basis durch die offi-
ziellen Forderungen nach unten
korrigiert.

Niederlage für
Arbeitnehmer

Die IG-BCE-Führung verkünde-
te mit stolz, dass sie mit keiner
Forderung in die Tarifrunde gehe.
Zwickel hatte seine „Rente mit
60“ auf dem IG-Metall-Kongreß
aus dem Hut gezaubert, um Forde-
rungen nach weiterer Wochenar-
beitszeit abzublocken. Die Metall-
Tarifrunde hat gezeigt, dass er
nicht bereit war, dafür einen
Kampf zu führen. Die Gewerk-
schaften der Eisenbahner brachen

Ende März Vorbereitungen zu
Warnstreiks an Verkehrsknoten-
punkten ab, weil es angeblich eine
Einigung bei den Verhandlungen
mit Bahnchef Mehdorn ab. Das
Ergebnis ist aber nichts anderes als
ein von den Gewerkschaften un-
terschriebener Angriffspakt auf die
Eisenbahner, der in den nächsten
Monaten hinter verschlossenen
Türen und ohne weitere Mobilisie-
rung der Bahnbeschäftigten auf der
Grundlage folgender Eckpunkte
ausgemauschelt werden soll: wei-
terer Stellenabbau über Altersteil-
zeit, Vorruhestand und Abfin-
dungsangebote, Arbeitszeitverkü-
rung ohne Lohnausgleich, Zurück-
haltung der Gewerkschaften in den
nächsten Tarifrunden, Steigerung
des Betriebsergebnisses der Bahn
AG um jährlich 5 Prozent, sprich
entsprechende Reduzierung der
Personalkosten.

Die HBV ist in der Tarifrunde
bei den Banken gegen der Willen
von 62,5 Prozent der Mitglieder
einem Abschluß der DAG gefolgt,
dessen Volumen von den Unter-
nehmern auf 2,36 Prozent bezif-
fert wird und der zuschlagsfreie
Samstagsarbeit zulässt. Eine
Schutzfunktion von Tarifverträ-
gen, nämlich die Konkurrenz zwi-
schen den Arbeitnehmern beim
Verkauf ihrer Arbeitskraft aufzu-
heben, geht durch die diesjährigen
Abschlüsse weiter verloren. Ost-
deutschland bleibt Billiglohnland.

Gewerkschaftsbürokratie
trägt Verantwortung

Diese Entwicklung ist aber kein
Ergebnis der Schwäche der Ge-
werkschaften, sondern der Politik
der Führung. Bei der Bundesbahn,
bei den Metallern, Bankern und in
allen anderen Branchen war die
Bereitschaft für einen offensiven

Proteste
aus den Betrieben
Stimmen zu den Tarifabschlüssen:

„Die Kolleginnen und Kollegen der Firma Porsche sind mit dem Abschluss in Nord-
rhein-Westfalen nicht einverstanden. Ferner finden wir die Vorgehensweise zu dieser
Tarifrunde und diesem Abschluss skandalös.“
Protestschreiben von Vertrauenskörperleitung und Betriebsrat von Porsche an
den IGM-Vorstand unmittelbar nach dem Abschluss in NRW vom 28. 3.

„Dieser Tarif-Abschluss dürfte für die Arbeitgeber ein echtes Schnäppchen gewesen
sein. Wenn in Zeiten satter Gewinne und Auftragsbücher solch ein mageres Ergebnis
rauskommt, dann frage ich mich wie die Abschlüsse erst in schlechteren Zeiten ausse-
hen werden ... Es wird Zeit, dass in der IG Metall eine offene Diskussion über diese
Art von Sozialpartnerschaft geführt wird.“
Rudolf Schlener, Beschäftigter bei Bosch Feuerbach in der Betriebszeitung der
IGM-Betriebsräte und -Vertrauensleute

„Leben wir nicht in einer wunderbaren Zeit? Wir können zu Hause auf dem Sofa, bei
Bier und Salzstangen nicht nur beobachten wie „wir“ wieder Krieg, sondern neuerdings
auch, wie „wir“ den Tarifkampf führen. Ganz ohne den Hintern bewegen zu müssen,
bekommen wir auf dem Silbertablett ein fertiges Ergebnis geliefert, frei Haus und ohne
die verfluchten Warnstreiks.

Dass nun die Unternehmer im Chor jubeln, verwundert nicht. Kein Verständnis aber
haben wir, dass uns nun zu den grandiosen 3 Prozent bzw. 2,1 Prozent im nächsten
Jahr noch „eingesparte“ Verdienstausfälle durch die nicht geführten Warnstreiks vorge-
rechnet werden von unserem 1. Bevollmächtigten. Da bleibt einem doch die Spucke
weg.“
Aus „Kollegen von Daimler informieren“, Betriebszeitung im Werk Bremen.

„Das Hauptargument des IGM-Vorstands, nämlich durch den Ausstieg der Älteren
Platz für jüngere KollegInnen zu machen, ist vollkommen zunichte gemacht worden,
denn es ist wurde keine Wiederbesetzungspflicht vereinbart. In vielen Betrieben wird
dieses Modell deshalb dazu genutzt werden weitere Stellen einzusparen. Davon ausge-
hend ist es schon dreist als „Gegenleistung“ für diese vermeintliche Wohltat die
Laufzeit des Manteltarifvertrages, der auch die 35-Stunden-Woche festschreibt, einfach
um weitere 3 Jahre zu verlängern. Angesichts stetig steigender Produktivität, wird dies
für die Lohnabhängigen weiteren Arbeitsplatzabbau und steigende Arbeitshetze zur
Folge haben.“
Torsten Sting, IGM-Vertrauensmann, Siegen

„Am 11. 2. wurde in der Kautschukindustrie der erste Tarifvertrag dieses Jahres
unterschrieben. Unter anderem wurden die kürzeren Arbeitszeiten für ältere Arbeitneh-
merInnen gestrichen. Außerdem sollten Heiligabend und Silvester als arbeitsfreie Tage
gestrichen werden und durch eine zusätzliche Lohnerhöhung ausgeglichen werden.
Schlimmer noch als die Ergebnisse waren die vorangegangenen Verhandlungen. Faktisch
wurden durch die Gewerkschaftsführung mit einer Überrumpelungstaktik alle Gewerk-
schaftsgremien übergangen und jegliche innergewerkschaftliche Demokratie außer Kraft
gesetzt. Die Reaktion der KollegInnen war entsprechend. Ergebnis der Proteste gegen
Ergebnisse und Vorgehensweise der Gewerkschaftsführung ist zumindest erstmal die
Rücknahme der Streichung der freien Tage am 24. und 31. 12. Eine erste Forderung
vieler KollegInnen bei Phoenix ist der sofortige Rücktritt des dortigen IG-BCE-Vorsit-
zenden.“
Jörn Kroppach, Beschäftigter bei einer Tochtergesellschaft von Phoenix,
Hamburg

„Wir fragen uns, ob man ... die Mitarbeit der Vertrauensleute in der IG BCE
überhaupt noch ernst nimmt. Bei solcher Verfahrensweise könnte man den Einsatz der
Vertrauensleute auch aus der Satzung der IG BCE streichen, da die Mitarbeit der Basis
anscheinend nicht gewollt ist. Es gab auch keinen Grund zum jetzigen Zeitpunkt
unbedingt eine Lohn- und Gehaltsrunde in aller Eile durchzuziehen, da unser Tarifver-
trag noch eine Laufzeit bis zum 30. September 2000 hat.“
Aus einem Protestschreiben der Vertrauensleute bei Phoenix Hamburg an die
IG-BCE-Hauptverwaltung über die Vorgehensweise des Vorstands in der
Tarifrunde.

„Der Abschluss bei Metall ist katastrophal. Damit wurde die Chance vertan für einen
gemeinsame Tarifrunde von IGM und ÖTV. Die Hoffnungen der Mitglieder in der
ÖTV, dass wir uns einen Teil von dem zurückholen, was uns in den letzten Jahren
weggenommen wurde, ist im Vorfeld der Tarifrunde zunichte gemacht worden. Der
Abschluss bei Metall wirkt wie eine Vorgabe. Trotzdem kommt es jetzt darauf an, sich
von diesem Ergebnis nicht einschüchtern zu lassen. Im öffentlichen Dient geht es mit
3,1 Millionen Beschäftigten und 1,5 Millionen Gewerkschaftsmitgliedern immerhin um
einen der größten Bereiche. Wir haben auch allein auf uns gestellt genügend Kampfstär-
ke um die sowieso bescheidene Forderungen voll durchzusetzen.“
Dieter Janßen, ÖTV-Vertrauensleutesprecher im Bürgerhospital Stuttgart.

 Dies sind nur einige Beispiele für die Proteste. U. a. in den Stuttgarter
Großbetrieben hagelte es Proteste, die hier nicht alle wiedergegeben werden
können.

Kampf vorhanden. Dieser Kampf
wurde durch die Blockadepolitik
der Gewerkschaftsführung sabo-
tiert. Sie allein trägt die Verant-
wortung für die Niederlage in der
Tarifrunde 2000. Sie versteht un-
ter Tarifautonomie die Autonomie
der Vorstände, die Mitgliedschaft
und gewählten Gremien zu ignorie-
ren. Sie spielt die Beschäftigten ge-
geneinander aus.

Innergewerkschaftliche
Opposition

Das Ergebnis der diesjährigen
Tarifrunde ist eine Niederlage für
die abhängig Beschäftigten. Sie
wird zu Austritten und weiter
schwindenden Mitgliederzahlen
der Gewerkschaften führen.

 Gleichzeitig schärft sie bei ei-
nem beachtlichen Teil der Aktiv-
sten die Einsicht, dass jetzt der
Kampf für einen Kurswechsel, für
innergewerkschaftliche Demokra-
tie und den Aufbau einer neuen
Führung geführt werden muss. Der
Verhandlungsführer der HBV,
Claus Carlin, ist den Rücktrittsfor-
derungen aus der HBV bereits ge-
folgt und hat kurz nach dem Ban-
ken-Abschluß seinen Hut genom-
men. Die bereits bestehenden Op-
positionsgruppen in den
Gewerkschaften haben nach dieser
Tarifrunde die Chance und die
Aufgabe sich zum Kristallisations-
punkt einer starken innergewerk-
schaftlichen Opposition zu ent-
wickeln. Der Gewerkschaftsbüro-
kratie, die sich durch längere Lauf-
zeiten dem jährlichen Druck auf
einen Tarifkampf entziehen will,
kann durch Nachschlagsforderun-
gen und notfalls durch wilde
Streiks ein Strich durch die Rech-
nung gemacht werden.

Ursel Beck, Köln

„Nix Lala-winke-winke, sondern viel mehr Pinke-Pinke“ forderten diese Metaller bei den
Tarifverhandlungen in Böblingen

Richtigstellung
In VORAN 214 haben wir in der Bildunterschrift zu einer früheren ÖTV-Tarifrunde Peter

Blechschmidt mit Lothar Ruschmeier verwechselt. Richtig bleibt, dass Lothar Ruschmeier
einer der Verhandlungsführer war.

Tarifrunde 2000
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Bildungsstreik!
Im März demonstrierten 40.000

SchülerInnen, Eltern und LehrerInnen
in Berlin, im April wurde gestreikt.
Bis 2005  sollen 80 Schulen allein in
Berlin schließen.

Lisa, Berlin

Der Senator für Schule, Jugend und
Sport, Böger, versuchte mit allen Mit-
teln, die LehrerInnen und das Ziel ihres
Streiks in ein schlechtes Licht zu rük-
ken. Für verbeamtete Lehrer gilt das
Streikverbot, Disziplinarstrafen und
Eintragungen in ihre Akten wurden ih-
nen angedroht. Doch der Einschüchte-
rungsversuch war vergeblich: 50.000
LehrerInnen und SchülerInnen nahmen
letztendlich an dem Streik teil. Auch die
Medienhetze konnte nicht greifen: 54
Prozent der Bevölkerung waren der
Meinung, dass zu recht gegen Unte-
richtsausfall, volle Klassen und gegen
eine zusätzliche unbezahlte Unterrichts-
stunde pro Woche gestreikt wurde.

Die Hauptargumente von Demonstrie-
renden machen die Notwendigkeit für
den Protest deutlich: durch die zu gerin-
gen finanziellen Mittel der Schulen fehlt

es an Unterrichtsmaterial wie aktuelle
Bücher, Geräte in den Naturwissen-
schaften, ausreichend Computer und
Räume. Durch den Mangel an Lehrern
werden „unwichtige“ Unterrichtsfächer
wie Kunst und Musik gestrichen, der
Stundenausfall erhöht sich.

Durch die erhöhte Arbeitsbelastung
verschlechtert sich der Unterricht, der
Lehrer hat kaum mehr Möglichkeiten,
auf die „Stärken“ und „Schwächen“ ein-
zelner Schüler einzugehen

Was Kürzung im Bildungsbereich be-
deutet, erklärte eine Lehrerin: „Wir ha-
ben gar keine Chance, auf die einzelnen
SchülerInnen einzugehen. Viele kommen
aus zerrütteten Familien und legen teil-
weise Verhaltensstörungen an den Tag.
An unserer Grundschule sind SchülerIn-
nen, denen Ritalin gegen Konzentrati-
onsschwäche verschrieben wird. Das ist
ein Beruhigungsmittel. Die Kinder wer-
den ruhiggestellt.“

„Die Kassen sind leer“? Diese Begrün-
dung wird man sich wohl so lange anhö-
ren müssen, wie korrupte Politiker dar-
über entscheiden dürfen, wohin die
Steuergelder fließen. Karlspreis für Bomben auf Belgrad

VORAN sporach mit Holger aus
Aachen:

VORAN: Am 2.  Juni wird der Aache-
ner Karlspreis an Bill Clinton verlie-
hen. Wieso und warum?

Holger: Bill Clinton soll ihn für seine
Rolle im Balkan-Krieg bekommen. Der
„Internationale Karlspreis zu Aachen“
wird für die „beste Leistung im Dienst
der Verständigung und der internationalen
Zusammenarbeit im Europäischen
Raum“ vergeben. Hier wird deutlich, dass
den Herrschenden der NATO-Krieg vor
allem dazu gedient hat die europäische
Vorherrschaft auf dem Balkan zu sichern.

Wem wurde der Karlspreis schon ver-
liehen?

Seit den 50er Jahren wird er alljährlich
hochrangigen Politikern verliehen. Es
handelt sich um eine Riege von Kriegs-
treibern und in Korruptionskandale ver-
wickelten Politikern. Von Konrad Ade-

nauer über Winston Churchill, bis hin zu
Paul Henri Spaak, einem ehemaligen Ge-
neralsekretär der Nato wurde dieser
„Friedenspreis“ verliehen. Henry A. Kis-
singer, die rechte Hand von Präsident Ni-
xon im Vietnamkrieg, bekam ihn auch.
Auch Helmut Kohl und Francois Mitte-
rand wurden in Aachen geehrt. Letzterem
wurde übrigens anlässlich seines Aufent-
haltes in Aachen extra eine neue, vergol-
dete Toilette ins Rathaus eingebaut.

Wer entscheidet über die Empfänger
des Karlspreis?

In dem Vergabe-Gremium sitzt die
„Créme de la Créme“ der Oberen, wie
Helmut Werner, (Vorsitzender im Auf-
sichtsrat Expo 2000), Erwin Conradi
(Präsident der Generaldirektion der Me-
tro-Holding-AG), Dr. h.c. Friedel Neuber
(Vorstandsvorsitzender der Westdeut-
schen Landesbank Girozentrale), Dr.
Karlheinz Bentele (Präsident des Rheini-
schen Sparkassen- und Giroverbandes),

Dr. Dietmar Kuhnt (Vorstandsvorsitzen-
der RWE AG Essen) oder Morris Ta-
baksblat (Vorstandsvorsitzender Firma
UNILEVER N.V.).

Sind Gegenaktionen geplant?

Dieser Preis ist eine Ordensverleihung
von Bonzen für Bonzen. Grund genug
für uns ihn abzulehnen. Ursprünglich
sollte der Preis am 1. Mai verliehen wer-
den. Der DGB ist dann auch gleich einge-
knickt und wollte die Mai-Demonstrati-
on verschieben. Das ist Verachtung be-
ster Traditionen der Arbeiterbewegung.
Die SAV hat letztes Jahr an den Prote-
sten gegen die Karlspreisverleihung an
Tony Blair teilgenommen. Auch dieses
Jahr rufen wir gemeinsam mit den Orts-
gruppen Siegen und Köln zum Protest
gegen die Verleihung auf. Wer mitmachen
will, beim Protest gegen Bonzen und Ab-
zocker kann sich unter (0241) 508685
informieren.

■

Zerstörter Personenzug bei Grdelica in Jugoslawien. 17 Menschen starben bei diesem Angriff US-amerikanischer
Bomber. Ein Beispiel für die „beste Leistung im Dienst der Verständigung“.

Die SAV-Kassel macht eine Kam-
pagne gegen die Kriminalisierung
von Graffitti-Sprayern (weitere Infos
unter Tel. 0561-9223522). In die-
sem Zusammenhang drucken wir
eine Leserbrief-Debatte ab, die sich
auf den Artikel „Just writing my
name ...“ aus der VORAN Nr. 209
bezieht.

Werte GenossInnen!
In Eurem Artikel  verteidigt ihr Graf-

fitti als Teil unabhängiger Jugendkultur.
Ich muß gestehen, dass ich einige
Schwierigkeiten damit habe, es als Aus-
druck besonderer kultureller Kreativität
zu begreifen, wenn irgendwelche Leute
alle ihnen erreichbaren saubren Wände
nicht etwa mit verschiedenen Bildern
oder gegebenenfalls einfallsreichen
Sprüchen „verzieren“, sondern mit
ewig gleichen Kürzeln ihrer „Namen“.
Wo würdet ihr den Unterschied zwi-
schen verunstaltender Sachbeschädi-
gung und Kultur sehen? Der überwie-
gende Teil der Aktivitäten der Graffit-
ti-Scene ist meines Erachtens pure Bar-
barei. Ich bin überzeugt, dass L.
Trotzki das ebenso abgelehnt hätte,
wie jenes Merkmal der russischen Ar-
beiterkultur, das permanente Fluchen.

Mit sozialistischen Grüßen
A.Wosni

Lieber Genosse,
Wir konnten in dem oben erwähnten

Artikel leider keine präzisen Begriffsde-
finitionen für „Graffiti-Kultur“ angeben,
was verschiedene Gründe hat. Zum ei-
nen gibt es unterschiedliche Auffassun-
gen in der „Szene“ selber, eine Hip-
Hop-Bibel gibt es in der Form nicht.
Graffiti ist eine sich dynamisch entwik-
kelnde Kultur ohne Leitfaden.

Zum ersten: Diejenigen Leute, die sich
als „Writer“ bezeichnen, sehen sich auch
als Aktivisten in der Kultur. Das heißt,
sie haben den Ehrgeiz eben verschiedene
Bilder und neue Stile zu schaffen. Wenn
jemand ewig das gleiche malt oder trotz
jahrelanger Praxis nur schnell und unsau-

ber Wände beschmiert, ist der Respekt
unter anderen Writern äußerst gering.
Das „Verteilen ewig gleicher Namens-
kürzel“, das sogenannte „taggen“ dient
bei Bildern dazu, den Urheber deutlich
zu machen. Leute, die ausschließlich mit
einem Edding in der Tasche rumziehen,
Tags an jede dritte Klotür schmieren,
noch nie eine Dose in der Hand gehabt
haben und sich „Graffiti-Maler“ nennen,
werden von der Szene genauso ernst ge-
nommen wie Oskar Lafontaine von uns,
wenn er sich als Sozialist bezeichnen
würde. Außerdem gibt es überall Ed-
dings zu kaufen, die Graffiti Szene ist
nicht für jedes „Wu-Tang“ oder „Gabi
liebt Klaus“ verantwortlich!

Der Vergleich mit „einfallsreichen
Sprüchen“, also sogenannten Sponti-
Sprühereien hinkt ein wenig, da ein Ak-
tivismus in einer Kultur noch nicht au-
tomatisch ein höheres politisches Be-
wußtsein bedeutet. Ein sicherlich fort-
schrittlicher Aspekt ist das geringe
Vertrauen auf den Staatsapparat und
auch der in der Hip-Hop-Kultur verbrei-
tete Internationalismus, der schon in ei-
nigen Städten zu physischen Auseinan-
dersetzungen mit der Neonazi-Szene ge-
führt hat.

Ansonsten aber ist es in der Graffiti-
Szene aber wie in jeder anderen nicht
ausschließlich politischen Kultur: Wenn
es gesamtgesellschaftlich eine Politisie-
rung gibt, spiegelt sie sich dort wieder.
So wie die österreichische Kulturszene
(die übrigens deutlich weniger proleta-
risch ist, als die Graffiti-Szene) erst seit
Haider wieder ein wenig politisch ist,
fanden sich 1993-1995 in vielen Pieces,
legalen wie illegalen, Sprüche wie „Nazis

raus“ oder „Fuck Nazis“ als Tags beige-
fügt.

Dass du die „kulturelle Kreativität“
anzweifelst ist mir allerdings ein Rätsel.
Hier entscheiden sich Leute, gegen gel-
tendes Recht Kunst zu schaffen. In ei-
nem System, das ihnen das Ausleben
ihres kreativen Potentials fast völlig ver-
weigert, sei es in Schule; Uni oder Be-
trieb, in dem wir nach dem Prinzip der
Gewinnmaximierung zu funktionieren
haben wählen sie einen anderen Weg.
Selbst wenn es kein Ausdruck system-
verändernden Willens ist, so ist doch die
Entscheidung, in einer kriminalisierten
Kunst aktiv zu werden zumindest eine
Entscheidung dagegen, sich dem herr-
schenden Gesetz unterzuordnen.

Selbst wenn der Protestcharakter der
Hip-Hop-Kultur in weiten Teilen plan-
mäßig zerstört wurde, viele der Aktivi-
sten sind sich der Wurzeln bewußt:
Wenn die bürgerlichen Zeitungen, Fern-
sehsender und Radiostationen haben,
schaffen wir uns unsere eigenen Medien.
Für SozialistInnen mögen das die VOR-
AN oder die SoZ sein, für HipHopper
ist es eben das Mikrofon oder die Wand.
Wo das Theater oder offizielle Kunstga-
lerien die Jugend nicht ansprechen (ge-
schweige denn, dass sie bezahlbar sei-
en), ist sie gezwungen, sich ihre eigene
Kultur zu schaffen. Oder mit den Wor-
ten der Heidelberger Stieber Twins:
„Warum nach Paris, unsere Kunst gibt’s
gratis; Outlines auf Intercitys von Salva-
tore Dalis, Pieces riesengroß und Spray-
picassos, unsrer Louvre kostenlos auf
Interregios“.

Mit revolutionären Grüßen
David, Kassel

Schottland: Erfolgreicher Widerstand
gegen Studiengebühren

Studiengebühren in Deutschland
Die Forderung nach der Einführung von Studiengebühren wird von

Politikern aller Parteien immer wieder erhoben. Die Bundesregierung
hat bis heute kein Gebührenverbot erlassen. In beinahe allen Bundes-
ländern gibt es eine sehr knappe finanzielle Situation an den Hoch-
schulen. Daher werden Privatisierungen, Auslagerungen, Stellenabbau
und die Einrichtung von Studiengebühren erwartet. Die Situation:

Berlin: Es werden Verwaltungsgebühren von 100 DM pro Semester
eingezogen. Weiterhin werden in Aufbau-, Postgraduate und ähnli-
chen Studiengängen erhebliche Gebühren erhoben. Eine Studentin hat
eine Musterklage eingereicht. Baden-Württemberg: Das Studium ist
grundsätzlich gebührenpflichtig, aber es gibt (bislang) kostenlose Gut-
scheine für die Regelstudienzeit plus vier Semester. Danach werden
1000 DM pro Semester fällig. Niedersachsen: 100 DM „Verwaltungs-
kostenbeitrag“, wird von vielen Studierenden unter Vorbehalt gezahlt,
für den Fall, dass eine Musterklage erfolgreich ist. Thüringen und
Schleswig Holstein: Hochschulgesetz schließt Gebühren bisher aus.
Sachsen: Für ein Zweitstudium werden 600 DM pro Semester fällig.
Bayern: Für ein Zweitstudium werden 1000 DM pro Semester fällig.

Gegen Elitebildung und Einsparungen im Bildungsbereich gibt es
Demonstrationen am 7. Juni in Stuttgart, Köln und Berlin.

Infos: (0221) 13 46 04

Die Einführung von Studienge-
bühren und die Abschaffung der
verbleibenden Unterhaltszahlungen
an Studierende durch die Labour-
Regierung wurde durch eine massi-
ve Protest-Kampagne der Studie-
renden unmöglich gemacht.

1997 wurde die kostenlose Hoch-
schulausbildung in Grossbritannien ab-
geschafft. Daher war die Forderung
nach der Abschaffung der verhassten
Studiengebühren bei den Wahlen zum
neuen schottischen Parlament 1999
eine der Hauptfragen. Die erreichte Ab-
schaffung dieser Gebühren markiert ei-
nen Sieg, ist aber nur der erste Schritt
im Kampf um eine kostenlose Hoch-
schulausbildung.

Schottische Studierende zum Bei-
spiel, die an einer englischen Uni stu-
dieren, müssen weiterhin die Gebühren
im voraus bezahlen, genau wie ihre eng-
lischen KommilitonInnen. Allerdings
wird erwartet, dass die Erfolge den eng-
lischen und walisischen Studierenden
als Ermutigung für den Kampf dienen
werden.

Die Kompromisslösung sieht so aus,
dass ab September diesen Jahres die Stu-
diengebühren nicht mehr im voraus be-
zahlt werden müssen, sondern allen Stu-
dierenden ein Darlehen von umgerechnet

6100 DM gewährt wird. Dies muss nach
Beendigung des Studiums zurückgezahlt
werden, wenn das Einkommen über
30.000 DM Jahresgehalt liegt. Da das
Durchschnittseinkommen in Schottland
bei 54.000 DM liegt, kann man leicht
ausrechnen, dass es jede/n treffen wird.

Fiona Graham, Studentin aus Glasgow
und Mitglied der SSP (Schottische Sozia-
listische Partei), erklärt: „Die ganze Dis-
kussion hat positive Auswirkungen in
der Hinsicht gehabt, dass jede/r nun end-
lich versteht, dass es nicht reicht, einfach
die Gebühren abzuschaffen, um die Ar-
mut der Studierenen zu beseitigen. Es
geht vielmehr um das ganze Paket. Auch
wenn die Gebühren abgeschafft sind,
müssen die meisten StudentInnen immer
noch 20 Stunden die Woche im Schnitt
schuften, um die Miete, Bücherkosten
und den Lebensunterhalt zu bestreiten.
Das bedeutet, dass sie trotzdem noch mit
einem Schuldenberg konfrontiert sind,
wenn sie aufhören zu studieren. Wir wer-
den weiterhin dafür einstehen, dass aus-
reichende staatliche Unterhaltsgelder ge-
zahlt, Wohngeld und Sozialhilfe gewährt
und ein anständiger Mindestlohn einge-
führt werden, um uns StudentInnen ein
für allemal aus der Armutsfalle zu befrei-
en.”

Übers.: Fiz Garvie, Glasgow

Trotz disziplinarischer Drohungen durch den Senat streikten tausende
Berliner LehrerInnen gegen die Bildungsmisere.

✍   Leserbriefe
betrifft:
VORAN Nr. 209
„Just writing
my name...“
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Kaum ein Tag vergeht, an dem nicht neue
Fusionen aus verschiedenen Wirtschaftsberei-
chen gemeldet werden. Mega-Konzerne ent-
stehen, die jährliche Bilanzsummen von bis zu
5 Billionen DM vorweisen können. Zehntau-
sende Arbeitsplätze werden in den neu ent-
standenen Konzernen vernichtet. Was ist die

Ursache der jüngsten Fusionswelle?
Wohin führt die Entwicklung? Ist die
Arbeiterbewegung gegen die
Mega-Konzerne machtlos?

Von Frank Nitzsche, Siegen

Karl Marx hat als erster beschrieben,
dass die allgemeine Entwicklung des
Kapitalismus Richtung Konzentration
und Zentralisation des Kapitals geht.
Fusionen hat es im Kapitalismus im-
mer gegeben. Allerdings dreht sich in
den letzten Jahren das Fusionskarus-
sell immer schneller und  die entste-
henden Konzerne werden immer gigan-
tischer.

Geschichte
Der Kapitalismus hat in seiner Ge-

schichte eine Reihe von verschiedenen
Epochen erlebt. Die Epoche der „frei-
en Konkurrenz“ ging bis zum Ende
der siebziger Jahre des 19. Jahrhun-
derts. Als Folge der großen Wirt-
schaftskrise von 1873 entstanden ver-
mehrt große Kartelle (Unternehmens-
partnerschaften, die beispielsweise
Preisabsprachen treffen), die allerdings
noch einen Ausnahmecharakter hatten.
In den darauffolgenden neunziger Jah-
ren wurden die Kartelle zur Grundlage
des gesamten Wirtschaftssystems. Ein
Beispiel dafür ist das Kohlemonopol
des Rheinisch-Westfälischen Kohle-
syndikats, das 1910 fast 96 Prozent
der gesamten Kohleförderung im
Ruhrgebiet beherrschte.

Die sogenannte freie Marktwirt-
schaft, die so gerne von den Liberalen
beschworen wird, ist deshalb schon
seit über einhundert Jahren eine Farce.

Die Entwicklung von der freien Kon-
kurrenz zur Monopolwirtschaft ist
aber kein gradliniger Prozess, sondern
eine Tendenz, die immer wieder unter-
brochen wurde. Dies hat verschiedene
Ursachen:

- Erstens hängt das mit der ungleich-
mäßigen Entwicklung der Weltwirt-
schaft zusammen (Eintreten neuer
Wirtschaftsmächte in den Weltmarkt -
USA ab Jahrhundertwende, Japan
nach 2. Weltkrieg, Tigerstaaten).

- Zum Zweiten hat das Aufkommen
neuer Technologien zur Folge, dass
neue Firmenkomplexe entstehen, wäh-
rend die alten Konzerne auf die neuen
Entwicklungen sehr langsam reagieren.

 - Drittens gibt es nach Krisen oder
Kriegen eine gewisse Neuordnung der
Weltwirtschaft (BRD nach dem 2.
Weltkrieg, Zusammenbruch von Fir-
men in der Weltwirtschaftskrise 1929-
1932).

Aber letztlich setzte sich immer wie-
der der Trend zu größeren Konzernen
durch.

Veränderte
Unternehmensstrategie

Mit der Wirtschaftskrise von 1973
ging der Nachkriegsaufschwung zu
Ende. Der Konkurrenzdruck ver-
schärfte sich. Rationalisierungs- und
Umstrukturierungsmaßnahmen wur-
den durchgeführt. Wenig produktive
Bereiche wurden zerschlagen und Mil-
lionen Menschen verloren ihren Job.

Um in Zukunft weniger anfällig für
Krisen in bestimmten Wirtschafts-
sparten zu sein, begannen sich die

Konzerne verschiedene Standbeine
einzuverleiben und mutierten zu
Mega-Mischkonzernen. Das lief unter
dem Stichwort Diversifikation. Kon-
zerne wie Daimler Benz, die vorher
nur Autos gebaut hatten, kauften Fir-
men auf, die mit dem traditionellen
Geschäft nichts zu tun hatten. Ziel
war durch Wachstum in die Breite eine
stärkere Stellung insbesondere auf dem
inländischen Markt zu erreichen.

Auf der immerwährenden Jagd nach
neuen Märkten war das Kapital auf der
Suche nach Bereichen, die bisher noch
nicht ihrer Profitgier zum Opfer gefal-
len waren. National und international
wurden unter den Schlagworten Libera-
lisierung und Deregulierung dem Kapi-
tal neue Möglichkeiten erschlossen.
Weltweit wurden Regierungen unter
Druck gesetzt, staatliche Bereiche wie
Post, Telekommunikation, Bahn und
andere Staatsbetriebe zu privatisieren.
Dieser Prozess hält bis heute an.

Er wurde mit dem Zusammenbruch
der stalinistischen Staaten, die eine ein-
geschränkte Systemkonkurrenz zum
Kapitalismus darstellten, enorm be-
schleunigt.

Wer im internationalen Konkurrenz-

kampf bestehen will, muss auf allen
Märkten, in möglichst vielen Ländern
der Welt präsent sein. Deshalb setzen
die Konzerne bei Firmenübernahmen
und Fusionen wieder auf  die Vergröße-
rung ihres Kerngeschäftes. Autokon-
zerne übernehmen Autokonzerne, Tele-
kommunikations-Riesen schlucken an-

dere Firmen aus derselben Branche. Die
Konzerne mutieren erneut – vom
Mega-Mischkonzern zum Mega-Spar-
tenkonzern.

Erleichtert wird den Kapitalisten ihr
Firmenmonopoly durch den Rechts-
ruck der sozialdemokratischen Parteien
und der Gewerkschaftsführer. Weil sie
keine Systemalternative zum Kapitalis-
mus anbieten, verteidigen die einen die
Megafusionen als „Standortsicherung“,
während die anderen bloß mit den
Schultern zucken. Soziale Standards,
relative Sicherheit des Arbeitsplatzes –
alles Schnee von Gestern. Der steigen-
de Konkurrenzdruck fordert seinen Tri-
but: Das Primat des „Shareholder Va-
lue“, (Anspruch der Aktionäre auf Di-
vidende) und damit Kapitalrenditen
über 10 Prozent sind  nun ganz offiziell
die Ziele der Unternehmenspolitik.

Alle Sparten, die die Renditevorgaben
nicht erfüllen, sind nur ein „Klotz am
Bein“ des Konzerns.

Überproduktion und der
Shareholder Value

Ein Ziel der Fusionen ist also groß
genug zu sein, um im Kampf um Märk-

te weltweit mithalten zu können. Ein
anderer Grund ist der Abbau von Über-
kapazitäten. Denn seit dem Ende des
Nachkriegsbooms Mitte der 70er Jahre
hat sich wieder die dem Kapitalismus
innewohnende Tendenz zur Überpro-
duktion bzw. Aufbau von Überkapazi-
täten durchgesetzt. Diese Tendenz gibt
es, weil jedes Unternehmen, (will es
konkurrenzfähig sein), mehr, schneller
und damit billiger als sein Konkurrent
produzieren muss. Da alle Unterneh-
men dazu gezwungen sind, weil die ka-
pitalistische Wirtschaft ungeplant und
anarchistisch abläuft, entstehen Über-
kapazitäten.

So gibt es in der Autoindustrie seit
Jahren Überkapazitäten von 20 Pro-
zent, die nur durch eine Marktbereini-
gung, das heißt durch das Schließen von
Werken, abgebaut werden können. Da
bietet es sich an, Konkurrenten aufzu-
kaufen und Kapazitäten stillzulegen.

Angesichts von Überkapazitäten ge-
hen die Kapitalisten dazu über, mit ih-
ren Gewinnen an der Börse zu speku-
lieren statt sie in die Produktion zu
investieren. Aber auch an der Börse
herrscht das Gesetz der Konkurrenz.
Gekauft werden Aktien der Banken
und Konzerne, die die höchsten Rendi-
ten versprechen. (Zuweilen auch
schlicht in der Hoffnung auf steigende
Kurse).

Diese Renditen erreichen die Unter-
nehmen nur durch Rationalisierung. Die
Dresdner Bank mit einer Eigenkapital-
rendite von 8,7 Prozent und die Deut-
sche Bank mit einer von 14 Prozent,
liegen weit hinter denen der britischen
Banken mit einer Rendite von 20-30
Prozent. Diese wurde durch Rationali-
sierung, Massenentlassungen, Schlie-
ßung von Filialen und Umstrukturie-
rungen erreicht.

„Angriff“ lautet daher die Parole.
Der Chef der Deutschen Bank, Rolf
Breuer, sprach bei der Bekanntgabe
der jetzt gescheiterten Fusion mit der
Dresdner Bank von einem „Power-
haus“, das „führen“ wolle und nicht
das getriebene sein will. Der
„Kampf“ um internationale Märkte

Fusions
Kapitalistische Wir

Monopole
Viele Wirtschaftssparten
sind heute schon unter
wenigen Konzernen aufge-
teilt.
➜ 200 Konzerne kontrollie-
ren heute 33 Prozent des
Welthandels, 1960 kontrol-
lierten sie gerade mal 16
Prozent
➜ 20 Investmentbanken
kontrollieren heute 100
Prozent der Bankensparte
„Kapitalberatung“
➜ zehn  Autokonzerne
haben 95 Prozent der
weltweiten Autoproduktion
unter sich aufgeteilt
➜ sechs Ölkonzerne
kontrollieren 90 Prozent
der Erdölförderung
➜ zwei Flugzeugkonzerne
(Boeing, Airbus) haben
einen 95 Prozentigen Anteil
am Weltmarkt
➜ ein Konzern (Microsoft)
kontrolliert 90 Prozent der
Computer Software-
Branche

Viele Fusionen
scheitern
Das Kieler Institut für
Weltwirtschaft hat darge-
legt, dass 40 Prozent aller
Großfusionen scheitern und
es eine Verschlechterung
der Ertragslage bei 41
Prozent der fusionierten
Unternehmen gegeben
hat. Andere Experten
schätzen, dass sogar 50 bis
75 Prozent aller Fusionen
schief gehen.

Zahl der Fusionen
verdreifacht
Die Zahl der Unterneh-
menszusammenschlüsse
hat sich in den neunziger
Jahren weltweit fast ver-
dreifacht, von rund 9.000
auf fast 25.000. Der Wert
der Zusammenschlüsse hat
sich von 290 Milliarden auf
2,4 Billionen Dollar ver-
achtfacht.

Stahlarbeiter von Krupp und Thyssen demonstrierten vor der Deutschen Bank gegen den Zusammenschluss der
beiden Konzerne und drohende Arbeitsplatzverluste.
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sei „entbrannt“.
Die durch den Konkurrenzdruck

diktierte Kosteneinsparung ist eine
der wichtigsten Hintergründe der ak-
tuellen Fusionswelle.

Misserfolge
Das heißt aber nicht, das jede Fusi-

on ein Erfolg wäre. Das Kieler Insti-
tut für Weltwirtschaft hat dargelegt,
dass 40 Prozent aller Großfusionen
scheitern und es eine Verschlechte-
rung der Ertragslage bei 41 Prozent

der fusionierten Unternehmen gege-
ben hat.

Unter kapitalistischen Bedingungen
ist es unmöglich, die Vorteile der Fu-
sionen voll zu nutzen. Kapitalismus
ist eine Form der Kommandowirt-
schaft mit hierarchischen Strukt uren.
Entscheidungen werden nicht demo-
kratisch sondern bürokratisch getrof-
fen. Fehlplanungen, Reibungsverluste
und Missmanagement sind daher un-
vermeidlich. Je größer die Konzerne
werden, desto unflexibler werden sie.

Der Erfolg von Fusionen ist daher
alles andere als sicher.

Bankenfusionen
Die Entwicklungen im Bankensektor

sind ein gutes Beispiel für die Prozesse,
die in anderen Wirtschaftsbranchen teil-
weise ablaufen oder noch ablaufen wer-
den.

Während die Fusionswelle in den USA
und Britannien gerade abflaut, beginnt
sie in Europa erst so richtig. Von 1993-
1999 gab es in den USA 600 Bankenfu-
sionen, in Europa 360. 1999 lag dann die
Zahl der Fusionen erstmals über denen
der USA.

Während es bei Fusionen im nationa-
len Rahmen zumeist um Kostenein-
sparungen geht, sollen internationale

gewinn. Die Aktien der sogenannten
Neuen Märkte, Telekommunikation,
Biotechnik und andere haben eine ex-
plosive Wertsteigerung erfahren. So
konnte die Internet Firma AOL einen
Kursgewinn von 50.000 Prozent (!)
seit 1992 verbuchen. Der Börsenwert
des Internet-Portals Yahoo! beträgt
200 Milliarden DM., das ist mehr als
der Börsenwert von VW, BASF, Metro
und Lufthansa zusammen genommen.

Durch den fiktiven Wert seiner Akti-
en können sich Internet-Firmen wie
Yahoo und AOL mit wenigen Milliar-
den Umsatz andere Konzerne „einkau-
fen“, die das fünffache an Umsatz
(Time Warner) tätigen. Dies wird durch
den einfachen Aktien-Austausch mit
den einzukaufenden Firmen möglich.
Noch 1988 wurden weniger als zwei
Prozent der Transaktionen mit Aktien-
tausch bezahlt. 1998 stieg diese Zahl
auf 50 Prozent.

Konzerne wie die Telekom bringen
Aktien auf den Markt (T-Online), die,
zumindest derzeit, schnell an Wert zu-
legen. Mit dem Kapital aus dem Bör-
sengang werden dann andere Firmen
aufgekauft. Ron Sommer, Chef der Te-
lekom, erklärt die Firmenstrategie: „Wir
wollen keine Bündnisse, sondern Ak-
quisitionen (Übernahmen)“.

Insgesamt brachten die Börsengänge
der Unternehmen im Jahr 1999 über 1,5
Billionen DM in deren Kriegs- und
Übernahmekassen.

So ermöglichten die Börsengänge und
der Aktientausch die 15 größten Fusio-
nen der Weltgeschichte, die alle in den
letzten 21 Monaten stattfanden.

Der Höhenflug der Aktienkurse treibt
die Firmenfusionen und die Firmenfu-
sionen treiben die Aktienkurse, so ent-
steht eine Spirale die sich immer
schneller dreht.

Steuerpolitik treibt
Fusionswelle

Die Gewinne beim Verkauf eines Un-
ternehmens wurden bisher mit 50 Pro-
zent besteuert. Diese Steuer soll ab
2001 wegfallen. Damit können die Un-
ternehmen Milliarden DM einsparen.
Der Weg ist damit frei für eine Um-
strukturierung der deutschen Unterneh-
menslandschaft. Konzernteile werden
verscherbelt, mit dem steuerfreien Ge-
winn wird sich woanders eingekauft.

Die Schröder-Regierung folgt mit ih-
rer Steuerpolitik den Wünschen des
Kapitals. Die Wirtschaftsbosse wollen
die Unternehmensstruktur in Deutsch-
land umbauen, um den geänderten Er-
fordernissen des internationalen Kon-
kurrenzkampfes gerecht zu werden.

Monopol, Macht und
Gegenmacht

Mit zunehmender Kapitalkonzentra-
tion steigt die Macht und die Einfluß-
möglichkeit der Konzerne auf politi-

sche Entscheidungen. Forderungen wie
Steuererleichterungen, Subventionen,
Senkung der sozialen und ökologischen
Standards werden mit größerem Druck
erhoben werden. Die Deutsche Bank
hat beispielsweise eine Bilanzsumme,
die das Fünffache des deutschen Bun-
deshaushaltes ausmacht.

Selbst bürgerliche Ökonomen, wie der

Dekan der Managementschule an der
Universität von Ale, Jeffrey E. Garden,
sehen der Machtfülle der Konzerne mit
Besorgnis entgegen:

„Das große Problem, das diese gigan-
tischen Fusionen heraufbeschwören, ist
die Unausgeglichenheit zwischen der
öffentlichen und der privaten Macht in
unserer Gesellschaft. (...) Großunter-
nehmen üben einen unverhältnismässig
starken Druck auf die nationale Ge-
setzgebung aus. (...) Megakonzerne ste-
hen nahezu jenseits der Gesetze, weil
ihre tiefen Taschen es ihnen erlauben,
Ankläger mattzusetzen.“

Es gibt aber nicht nur die Macht der
Konzerne, es gibt auch die Macht der
organisierten Arbeiterbewegung. Die
Gewerkschaften können sehr wohl
„Nein“ zu Fusionen und Arbeitsplatz-
vernichtung sagen. Die Bosse brauchen
nicht nur bei ihren Aufsichtsrats-  und
Vorstandssitzungen jemanden, der ihnen
den Kaffee kocht, sie brauchen die (Mit-
)Arbeit der Beschäftigten, die die Profite
erwirtschaften. Man stelle sich vor, die
Gewerkschaften würden Ankündigun-
gen von Fusionen und Arbeitsplatzab-
bau mit Aufrufen zum Streik beantwor-
ten. Dann könnten die Manager nicht
mehr ungestört ihre Fusionspläne auf
Kosten der Beschäftigten durchziehen.
Der Kampf der Beschäftigten muss kon-
zern- und länderübergreifend geführt
werden.

Sozialistische Alternative
 Darüber hinaus muss eine gesell-

schaftliche Alternative zum Wahnsinn
des Kapitalismus aufgezeigt werden.
Um die Macht der Banken und Konzer-
ne zu  brechen müssen sie in Gemeinei-
gentum überführt werden, demokratisch
kontrolliert und verwaltet durch die Be-
schäftigten. Nur so würde der Zusam-
menballung riesiger Macht in den Hän-
den einer kleinen Minderheit von Mana-
gern und Kapitaleignern ein Ende berei-
tet.

Die Alternative zur kapitalistischen

Gesellschaft, in der der Aktienwert al-
les und die Bedürfnisse der Mehrheit
der Menschen nichts sind, ist eine so-
zialistische Demokratie, eine Gesell-
schaft, in der nicht die Wirtschaft über
die Menschen bestimmt, sondern die
Menschen demokratisch über die Wirt-
schaft.

Kommt die
Weltwirtschaftskrise?

Eine neue Krise ist unvermeidlich. Die
Frage ist nur wann sie kommen wird
und wie tief sie sein wird. Zu den Über-
kapazitäten und den  völlig überbewer-
teten Aktien kommen Anzeichen einer
Konjunkturabschwächung und einer zu-
nehmenden Inflation hinzu. Der US-
Aufschwung ist im achten Jahr und wird
im starken Maße von den erhofften Bör-
sengewinnen getragen, was die Binnen-
nachfrage extrem angekurbelt hat. Die
japanische Wirtschaft kommt nicht aus
ihrer Rezession heraus und der europäi-
sche Markt lebt von seiner hohen Ex-
portrate, bedingt durch einen schwachen
Euro.

Einen Börsenkrach und eine Krise in
der realen Wirtschaft, eine „Marktberei-
nigung“, die die Schließung von zehntau-
senden Firmen und die Entlassung Mil-

lionen Menschen nach sich zieht, eine
Verschärfung der Handelskonflikte der
drei Wirtschaftsblöcke, mit eventuellen
Handelskriegen, das ist die Perspektive.
Dies wird wiederum eine Welle von so-
zialen Erschütterungen nach sich ziehen
und Widerstand gegen die Anarchie des
kapitalistischen Wirtschaftssystems
hervorrufen.
                n

sfieber
Wirtschaft ist krank

Arbeitsplatzvernich-
tung durch Fusionen
Fusionen bedeuten in der
Regel Vernichtung von
Arbeitsplätzen. Beispiele:
Fusion RWE/VEW:
3200 Stellen nach Kon-
zernangaben, 10.000
Stellen laut Gewerkschaft
ÖTV
Fusion VEBA/Viag:
7800 Stellen
Fusion Thyssen/Krupp:
20.000 Stellen

Fusionen schüren
Angst und schaffen
Suchtprobleme
Zu diesem Ergebnis sind
Experten bei einer Fachta-
gung der Universität
Oldenburg gekommen. Für
viele Mitarbeiter laute die
Botschaft: „Wir sind nichts
mehr wert.“ Mancher
reagiere darauf mit ver-
mehrtem Konsum von
Alkohol oder Medikamen-
ten.

„Je ein Kapitalist schlägt viele tot. Hand in
Hand mit der Zentralisierung oder der Ex-
propriation vieler Kapitalisten durch wenige
entwickelt sich ... die planmäßige Ausbeu-
tung der Erde ... die Verschlingung ganzer
Völker in das Netz des Weltmarktes und
damit der internationale Charakter des kapi-
talistischen Regimes. Mit der beständig
abnehmenden Zahl der Kapitalmagnaten
wächst die Masse des Elends ... der Entar-
tung der Ausbeutung ... Das Kapitalmono-
pol wird zur Fessel der Produktionsweise,
die mit und unter ihm ausgeblüht ist. Die
Zentralisation der Produktionsmittel und die
kapitalistische Vergesellschaftung der Arbeit
erreichen einen Punkt, wo sie unverträglich
werden mit der kapitalistischen Hülle.“

(Karl Marx, Das Kapital, Bd. 1)

Zusammenschlüsse die Marktpositio-
nen stärken. Wolfgang A. Baertz,
Sprecher der Dresdner Bank in Lu-
xemburg spricht von Neupositionie-
rung und meint Überlebenskampf im
Bankensektor: „Zunehmender interna-
tionaler Wettbewerb, das Zusammen-
wachsen des europäischen Marktes,
sowie verstärkter Kosten- und Mar-
gendruck zwingt die europäischen
Banken, ihre Strategie grundsätzlich
zu überdenken und eine Neupositio-
nierung in Betracht zu ziehen“.

1996 verschmolzen Chemical Ban-
king Corp. und Chase Manhatten
Corp. – die größte Fusion der amerika-
nischen Bankengeschichte war per-
fekt.

Im gleichen Jahr bilden die Bank of
Tokjo und die Mitsubishi Bank den
größten Bankenkonzern der Welt. Seit
Oktober 1999 wird in Japan an der
Bildung der wiederum größten Bank
der Welt, aus 3 japanischen Banken
geschmiedet. Die geplatzte Bankenfu-
sion aus Dresdner und Deutscher
Bank hätte dann wieder die größte
Bank der Welt entstehen lassen. Als
einen Beschleuniger dieser Fusions-
welle, sieht der französische Professor
Paul Boccara die herannahende Fi-
nanzkrise an den Börsen. Größe und
weltweite Präsenz sollen die Kosten
und Risiken eines Finanzcrashs verrin-
gern.

Übernahmen durch
Aktientausch

Die Börsennotierungen einer Reihe
von Unternehmen hat den Bezug zu
ihren Gewinnerwartungen total verlo-
ren. So ist der Börsenwert der vor kur-
zem fusionierten Firma AOL-Time
Warner 350 mal so hoch wie ihr Jahres-

Hintergründe der aktuellen Fusionswelle
1. Die Fusionswelle ist Ausdruck des sich verschärfenden
kapitalistischen Konkurrenzkampfes
2. Der verschärfte Konkurrenzkampf führt zu Überproduk-
tion und Überakkumulation (Masse von Kapital, das in der
Warenproduktion keine Anlagemöglichkeiten mehr findet)
des Kapitals. Die Fusionen dienen zum Abbau von Überka-
pazitäten.
3. Nur die größten Konzerne können im weltweiten Kampf
um Märkte mithalten
4. Die Kapitalisten spekulieren an der Börse statt in die
Ausweitung der Produktion zu investieren. Die Wertsteige-
rung der Aktien an der Börse beschert den Firmen einen
großen Kapitalzuwachs, der es wiederum erlaubt andere
Firmen aufzukaufen. Die Börse treibt mit den beiden ge-
nannte Faktoren die Fusionswelle und die Fusionswelle
treibt die Börse.
5. Die Fusionswelle ist auch ein Ausdruck der Vorbereitung
der Multis auf eine Wirtschafts- und Finanzkrise, denn in
der Krise gilt: Den letzten beißen die Hunde. Die Fusions-
welle ist demnach kein Anzeichen für eine momentane
Stärke des Kapitalismus, sondern ein Zeichen seiner Schwä-
che.

Die SAV kämpft für
n Gemeinsamer, konzern-

und länderübergreifen-
der Widerstand der
KollegInnen gegen
Fusion und Arbeitsplatz-
vernichtung

n Nein zu Privatisierung
n Überführung der Ban-

ken, Konzerne und
Versicherungen in Ge-
meineigentum

n Demokratische Kontrolle
und Verwaltung durch
die arbeitende Bevölke-
rung

n Keine überbezahlten und
korrupten Manager und
Bürokraten; Demokrati-
sche Wahl und Möglich-
keit der Abwahl aller
Personen in Leitungs-
funktionen

n Internationale Planung
statt kapitalistische
Chaoswirtschaft
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Generalstreik in Bolivien, die Regierung Ecuadors wird von einem Massen-
aufstand gestürzt, tausende mexikanischer StudentInnen besetzen ihre Uni-
versität und liefern sich Gefechte mit der Polizei, die Guerilleros in Kolumbi-
en bringen die Regierung immer mehr in Bedrängnis, die Cardoso-Regie-
rung in Brasilien ist mit Massenprotesten konfrontiert und in Venezuela ist
eine Regierung ins Amt gewählt worden, die sich radikal gegen den Neoli-
beralismus ausspricht. Lateinamerika befindet sich im Aufruhr.

Hintergrund dieser dramatischen Entwicklungen sind die tiefe soziale und
wirtschaftliche Krise, die den Kontinent in den letzten Jahren erfasst hat.
Nach dem Zusammenbruch der brasilianischen Währung Real Anfang 1998
befanden sich weite Teile des Kontinents im letzten Jahr in einer Rezession.
Auch wenn es in einigen Ländern, wie in Chile und Brasilien, im ersten
Quartal 2000 wieder Wirtschaftswachstum gab, sind die sozialen Folgen
allgegenwärtig und keines der Probleme gelöst. Das Beispiel Mexiko zeigt,
dass die Arbeiterklasse noch lange für Wirtschaftskrisen zur Kasse gebeten
wird, auch wenn die nackten Wirtschaftsdaten nach oben weisen: hier
liegen die Reallöhne 15 Prozent unter dem Niveau vor der Peso-Krise
1994/95. MIt dem Eintreten der Rezession in den USA kann Lateinamerika
wieder in den Abgrund gerissen werden.

Spätestens seit dem Aufstand der Zapatisten zum Jahresbeginn 1994 hat
es immer wieder Kämpfe und Bewegungen gegen Angriffe auf den Lebens-
standard und die Rechte der Arbeiterklasse, armen Bauern und Jugendli-
chen gegeben. Doch mit den Ereignissen der letzten Monate, vor allem den
Aufständen in Ecuador und Bolivien, haben die Kämpfe eine neue Qualität
erreicht. Es fehlt nur eine Führung für diese Kämpfe, die eine Vorstellung
von der Abschaffung der kapitalistischen Ausbeutungsgesellschaft hat – die
Massenbewegungen sind ein Schrei nach einem sozialistischen Programm
und nach einer sozialistischen Organisation.

Richter namens Carlos Solarzano wur-
de vom Volksparlament eingesetzt.
Kurz darauf wurde Gutiérrez vom
Oberkommandierenden der Armee
Mendoza ersetzt, der nun die Initiative
ergriff und nach nur einem Tag aus dem
Triumvirat zurücktrat und die Macht-
übernahme des vormaligen Vizepräsi-
denten Gustavo Noboa erklärte. Auf
diesem Weg wurde die Macht an das
alte Regime zurückgegeben. Dies war
nur möglich, weil die Führer der Auf-
ständischen keine Vorstellung einer al-
ternativen Gesellschaft hatten.

Arbeiterdemokratie nötig
Nötig wäre es gewesen, demokratisch

gewählte Arbeiter-, Bauern- und Solda-
tenräte zu bilden, die auf allen Ebenen
die Macht im Lande hätten übernehmen
können. Eine solche Arbeiter- und Bau-
ernregierung hätte die großen Konzerne
in öffentliches Eigentum überführen
können und die Kontrolle und Verwal-
tung an die Beschäftigten übergeben
können. Ein solches System der Arbei-
terdemokratie hätte eine Alternative zu
Neoliberalismus und Kapitalismus ent-

Die Macht lag auf der Straße...
... und niemand hob sie auf

Der Sturz der Regierung Mahuad
am 22. Januar wird in den bürgerli-
chen Medien als ein Putsch von auf-
ständischen Indianerorganisationen
und Teilen des Militärs dargestellt.
In Wirklichkeit fand eine revolutio-
näre Massenbewegung statt, die die
Macht hätte ergreifen können – hät-
te sie eine Vorstellung davon ge-
habt, was damit zu tun ist.

Sascha Stanicic, Köln

Der Monatslohn eines normalen Ar-
beiters in Ecuador ist heute keine 100
DM wert. 62 Prozent der Bevölkerung
leben unter der offiziellen Armutsgren-
ze, 70 Prozent sind arbeitslos oder un-
terbeschäftigt. 1999 schrumpfte die
Wirtschaft um 7,3 Prozent, die Inflati-
onsrate erreichte 60,7 Prozent, die
ecuadorianische Währung Sucre verlor
65 Prozent ihres Wertes gegenüber dem
US-Dollar. Das Land hat knapp 28
Millarden DM Auslandsschulden, was
dem Bruttoinlandsprodukt entspricht.
Vor diesem Hintergrund wollte der da-
malige Präsident Jamil Mahuad die
Währung „dollarisieren“, sprich den

US-Dollar weitgehend einführen, was
die Abhängigkeit des Landes vom US-
Imperialismus gesteigert hätte. Die Re-
aktion der Bevölkerung war eindeutig:
tausende Indianer marschierten in die
Hauptstadt Quito, die Ölarbeiter er-
klärten einen unbefristeten Streik, in al-
len Teilen des Landes fanden Massen-
demonstrationen und Straßenblockaden
statt, in Quito wurden die Regierungs-
gebäude von DemonstrantInnen um-
stellt und am 21. Januar besetzten Ar-
beiterInnen und Bauern mit dem
Schlachtruf „El pueblo unido jamas
sera vencido“ („Das vereinigte Volk
wird niemals besiegt werden“) das Par-
lament.

Doppelherrschaft
Getragen wurde diese Bewegung von

der Organisation der indigenen Völker
(die 45 Prozent der Bevölkerung aus-
machen), der Vereinigung der Indigenen
Nationen Ecuadors (CONAEIE) und
der Koordination sozialer Bewegungen
(CMS), sowie den Gewerkschaftsver-
bänden CSLdeE und FUT. Gleichzeitig
wurde ein Volksparlament gebildet,

welches auch auf lokaler und regionaler
Ebene existiert und sofort erklärte, dass
es die existierende Staatsmacht nicht
mehr anerkenne. Konfrontiert mit ei-
nem Aufstand der Volksmassen spalte-
te sich die Staatsmaschine und Teile
der Armee und des Offiziersstabs, ge-
führt von Lucio Guitiérrez, gingen zu
den Aufständischen über. Angewidert
vom ökonomischen und sozialen Ver-
fall, der grassierenden Korruption und
der Abhängigkeit vom US-Imperialis-
mus wollten sie das Land von diesen
Krankheiten heilen.

Tatsächlich lag die Macht in diesen
wenigen Tagen auf der Strasse. Die
herrschende Klasse und ihre Institutio-
nen waren unfähig Macht auszuüben
und hingen in der Luft, die Massenbe-
wegung aber hatte keine Führung, die
die Macht bewusst in die eigenen Hän-
de genommen und ein alternatives poli-
tisches und wirtschaftliches Programm
umgesetzt hätte. Für einige Tage gab es
Elemente einer Doppelherrschaft, und
ein Triumvirat bestehend aus dem Füh-
rer von CONAEIE, Antonio Vargas,
dem Offizier Gutiérrez und einem Ex-

BolivienAufstände
und Streiks

Anfang April toste ein Orkan des
Protestes durch Bolivien. Hundert-
tausende Bauern blockierten im
ganzen Land die Straßen, die Arbei-
terklasse trat in den Generalstreik,
Polizisten kämpften für Lohnerhö-
hung und lieferten sich Gefechte
mit der Armee, StudentInnen beset-
zen die Universitäten.

Nach Augenzeugenberichten
erschienen im US-Magazin
SF-Frontlines

General Felipe Agramont erklärte,
dass „die Armeeeinheiten angewiesen
wurden auf jede Person zu schiessen
und diese zu töten, die versuchen Mili-
täreinrichtungen zu übernehmen“. Die-
se Aussage alleine macht deutlich, dass
in Bolivien eine wirkliche Revolte statt-
gefunden hat.

Auslöser war der Plan die Wasserver-
sorgung in der zweitwichtigsten Stadt
des Landes, Cochabamba, zu privati-
sieren, was eine vierzigprozentige Er-
höhung der Wassergebühren zur Folge
gehabt hätte. Die Bevölkerung der
Stadt, in der es schon schwierig genug
ist, sauberes Wasser überhaupt zu be-
kommen, reagierte auf diese Pläne mit
Massendemonstrationen von Zehntau-

senden, die von der Armee brutal ange-
griffen wurden. Mindestens drei De-
monstranten wurden dabei getötet, dar-
unter der 17-jährige Victor Daza Ar-
gandona, der durch einen aufgesetzten
Kopfschuss ermordet wurde. Die De-
monstrantInnen errichteten daraufhin
Barrikaden, stürmten das Rathaus,
brannten verschiedene Regierungsge-
bäude nieder und lieferten sich bewaff-
nete Auseinandersetzungen mit den Si-
cherheitskräften. Die Kämpfe in
Cochabamba waren der Funke, der im
ganzen Land zu einer Explosion und
zur Ausrufung des Ausnahmezustands
führte.

Polizisten meutern
Das nächste Schlachtfeld wurde das

Zentrum der Hauptstadt La Paz, das
zum Schauplatz einer Polizeimeuterei
wurde. Über eintausend unterbezahlte
Polizisten besetzten ein Polizeigebäude
und forderten eine hundertfünfzigpro-
zentige Lohnerhöhung. Die Regierung
mobilisierte sofort Armeeeinheiten, die
das besetzte Gebäude umstellten und
einen Angriff vorbereiteten. Polizisten,
die zur Verteidigung der Besetzung da-
zustiessen, äußerten ihren Willen bis
zum Schluss zu kämpfen: „Wir wissen,
dass die Armee besser bewaffnet und
ausgerüstet ist, als wir. Aber wir wer-
den auf Feuer mit Feuer reagieren.“ Am
9. April griff das Militär die Polizisten
an. Sie schossen aus automatischen
Waffen und warfen Rauch- und Trä-
nengasgranaten. Die Polizisten schos-
sen vom Dach des besetzten Gebäudes
zurück und zwangen die Armee sich
einige Häuserblocks zurückzuziehen.

Nach einigen Stunden griffen Regie-
rungsvertreter ein und handelten einen
Kompromiss aus, der eine fünfzigpro-
zentige Lohnerhöhung für die Polizi-
sten vorsieht.

Bauernrebellion und
Generalstreik

Die tiefe Armut der bolivianischen
Bäuerinnen und Bauern trieb diese hun-
derttausendfach auf die Straßen. Auto-
bahnen, Kreuzungen und Ländereien
wurden von 300.000 Bäuerinnen und
Bauern in sechs der neun Provinzen
des Landes besetzt. Teile der Bevölke-
rung haben sich bewaffnet und gegen
das Militär gekämpft. Kasernen wur-
den überfallen und Armeeeinheiten ent-
führt.

Streiks von Lehrern, Bergarbeitern
und anderen Teilen der Arbeiterklasse
gipfelten am 13. April in einem Gene-
ralstreik, der weitgehend befolgt wurde.
Demonstrationen der Streikenden wur-
den wiederum vom Militär angegriffen.

Nach einer Vereinbarung zwischen
der Regierung und der Bauerngewerk-
schaft, die unter anderem die Freilas-
sung der inhaftierten Bauernführer und
den Verzicht auf die Erhöhung der
Wassergebühren vorsieht, beruhigte
sich die Lage vorerst. Der inhaftierte
Bauernführer Felipe Quispe warf aber
seinen Stellvertretern, die die Vereinba-
rung unterzeichneten vor, bestochen
worden zu sein. Die Studierendenpro-
teste gingen noch eine Woche, bis zur
Aufhebung des Ausnahmezustands,
weiter.

                                                         ■

Ecuador
wickeln können.

Stattdessen wurde die Dollarisierung
des Landes unter dem neuen Präsiden-
ten umgesetzt, weiter wird ein neolibe-
rales Programm verfolgt. Die Bewegung
der Massen hat einen Rückschlag erlit-
ten und die IndianerInnen haben die
Hauptstadt vorerst verlassen. Die Be-
wegung ist jedoch nicht geschlagen oder
beendet. CONAEIE, die nach Umfra-
gen 58 Prozent Unterstützung in der
Bevölkerung genießt, führt zur Zeit
eine Volksbefragung durch, die über die
Auflösung des Parlaments, des Ober-
sten Gerichtshofs und über die Dollari-
sierung entscheiden soll.

Der Aufstand vom Januar war nur ein
vorläufiger Höhepunkt im Kampf der
Massen Ecuadors. CONAEIE hat dem
neuen Präsidenten sechs Monate gege-
ben, um die sozialen und wirtschaftli-
chen Probleme zu lösen, ansonsten
gebe es „eine soziale Explosion“. Diese
könnte schon im Juli zur Wirklichkeit
werden, wenn die Regierung wahr-
scheinlich eine Verdopplung der Ben-
zinpreise bekanntgeben wird.

                                                         ■

Aufruhr in
Lateinamerika

Bolivien: Das Volk steht auf – die Staatsmacht muß türmen

Spezialeinheiten der Polizei attackieren das Gelände der Universität, auf dem sich Studierende zum Protest
versammelt haben.     Foto: Enzo de Lucca, La Paz
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Zeitenwende
Soziale Katastrophe, Massenproteste und ein neues Regime

Die Wahl von Hugo Chávez
zum Präsidenten Venezuelas
und die Annahme einer neu-
en Verfassung per Referen-
dum drücken eine bedeuten-
de Radikalisierung und Links-
wende in der venezolani-
schen Gesellschaft aus. Die
USA blicken mit Sorge auf die
Entwicklungen bei ihrem
größten Erdöllieferanten. Die
Veränderungen in Venezuela
sind von großer Bedeutung
für ganz Lateinamerika und
eine Herausforderung für die
Linke.

Sascha Stanicic, Köln

Hugo Chávez, der seit 14 Mo-
naten amtierende Präsident Ve-
nezuelas nennt die Entwicklun-
gen in seinem Land eine „friedli-
che Revolution“. Das „Handels-
blatt“ bezeichnete die
Herrschaft des ehemaligen Fall-
schirmspringers als eine Militär-
diktatur und drückt damit nur
die Sorgen imperialistischer
Kreise vor dem unberechenba-
ren Radikalismus des neuen
Machthaber in Caracas aus, der
das Gesicht seines Landes dra-
stisch verändert hat.

Verarmung der
Bevölkerung

Hintergrund der Veränderun-
gen in Venezuela ist die tiefe

Wirtschaftskrise die den ganzen
lateinamerikanischen Kontinent
erfasst hat und die soziale Ver-
elendung, die breite Schichten
der Bevölkerung trifft. Verstärk-
te imperialistische Dominanz,
Globalisierung und der Verfall
der Rohstoffpreise (der Ölpreis
steigt erst seit ca. einem Jahr
wieder) sind verantwortlich für
eine massive Steigerung der Ar-
mutsrate. Während 1975 noch
33 Prozent der Bevölkerung von
weniger als zwei Dollar am Tag
leben musste sind dies heute 67
Prozent. 80 Prozent der Bevöl-
kerung leben nach Schätzungen
unter der offiziellen Armuts-
grenze. Dies hat nicht nur die
städtische Arbeiterklasse und
die armen Bauern getroffen,
sondern auch Teile der Mittel-
schichten.

Diese wurden in den letzten
Jahren ebenso wie breite Teile
der gesamten Bevölkerung von
einer Unzufriedenheit und Radi-
kalisierung ergriffen. Für Teile
der Mittelschichten und auch
der Militärs drängt sich die
Schlussfolgerung auf, dass Neo-
liberalismus, Globalisierung und
IWF-Vorgaben nicht den Weg
zu Prosperität und Stabilität
weisen. So gab es in den 90er

Jahren nicht nur wiederkehrende
Streiks und Massenproteste ge-
gen die IWF-treue Politik der
verschiedenen Regierungen, son-
dern auch verschiedene Putsch-
versuche junger Offiziere.

Gerade in den Streitkräften
verschiedener lateinamerikani-
scher Länder gibt es eine starke
Tradition von radikalem bürger-
lichem Nationalismus (hier darf
der Nationalismus einer ausge-
beuteten ex-kolonialen Nation
nicht mit dem Nationalismus
der Ausbeuter verwechselt wer-
den) und Drang zu Unabhängig-
keit von imperialistischer Domi-
nanz und einer gewissen Ver-
bundenheit mit den Armen. Vie-
le sehen sich in der Tradition
des revolutionären Demokraten
Simon Bolivar, der im 19. Jahr-
hundert für die Unabhängigkeit
Lateinamerikas kämpfte und die
Vereinigung des Kontinents an-
strebte.

Linker Populismus
So liess Chávez dem Land ei-

nen neuen Namen geben: Boli-
varianische Republik Venezuela
heisst es nun und allein diese
Namensgebung ist in den Augen
der Massen ein Akt des Antiim-
perialismus.

Aber Chávez hat es nicht bei
reiner Symbolik belassen. Nach
seiner Wahl zum Präsidenten
liess er eine Verfassunggebende

Versammlung wählen, in der die
KandidatInnen des „Polo Pa-
triotico“ 91 Prozent der Sitze
erlangten. Dieser „Patriotische
Pol“ ist ein Bündnis aus der von
Chávez geführten „Bewegung
für die Fünfte Republik“ und
linken GewerkschafterInnen,
sozialen Bewegungen, der Kom-
munistischen Partei und soziali-
stischen Gruppierungen. Diese
Versammlung arbeitete eine Ver-
fassung aus, die im Dezember
mit großer Mehrheit bei einem
Referendum angenommen wur-
de. Diese Verfassung ist, zumin-
dest auf dem Papier, sicherlich
die demokratischste Verfassung,
die es auf dem Kontinent zu fin-
den gibt - auch wenn sie weitge-
hende Vollmachten für den Prä-
sidenten vorsieht. Die Abgeord-
neten des neuen Parlaments
müssen sich einer Abstimmung
über ihre Abwahl stellen, wenn
dies von 25 Prozent in ihrem
Wahlkreis verlangt wird. Die
Verfassung beinhaltet einen frei-
en Zugang zum Gesundheitswe-
sen, eine Sozialgesetzgebung
und die Forderung nach Bildung
für alle. Die Renten sollen dem
Durchschnittslohn entsprechen
und Männer und Frauen den
gleichen Lohn erhalten. Auch

die kulturellen Rechte der indi-
genen Bevölkerung werden fest-
geschrieben.

Die Arbeitszeit wurde von 48
auf 44 Stunden verkürzt. Für
Öl- und Gasindustrie sowie für
das Rentensystem wurde die
Privatisierung verboten und,
wenn auch nur in sehr allgemei-
ner Form, die Rolle des Staates
in der Wirtschaft betont. All das
sind Paragrafen die, auch wenn
sie den Test auf die Realität
noch bestehen müssen, eindeu-
tig gegen den neoliberalen Main-
stream gerichtet sind.

Chávez hat 150 korrupte
Richter des Amtes enthoben
und die Wahl der Richter durch
das Volk angekündigt. Auch ge-
gen korrupte Gewerkschafts-
führer ist er vorgegangen und
hat verhindert, dass sie ihren
Reichtum ausser Landes schaf-
fen konnten. Das neue Arbeits-
recht sieht sowohl die Wahl der
Gewerkschaftsfunktionäre vor,
als auch eine Entlohnung, die
nicht über die „normaler“ Ange-
stellten hinausgeht.

Um das Ansehen des Militärs
in der Bevölkerung zu verbes-
sern hat er 50.000 Soldaten
beim Straßen-, Wohnungs- und
Schulbau, sowie im Gesund-
heitswesen und der Landwirt-
schaft eingesetzt. Bei Militärpa-
raden haben die Soldaten keine
Waffen, sondern Sensen getra-

gen.
Als Venezuela im Dezember

von einer katastrophalen Flut-
welle getroffen wurde, der
wahrscheinlich ca. 50.000 Men-
schen zum Opfer gefallen sind,
hat die Regierung innerhalb we-
niger Tage für ca. 100.000 Ob-
dachlose neuen Wohnraum ge-
schaffen und sogar der Präsiden-
tenpalast wurde für durch die
Flutwelle obdachlos gewordene
Menschen geöffnet. Chávez hat
gedroht, Ländereien von Groß-
grundbesitzern zu konfiszieren
und sich positiv zu der Forde-
rung geäußert, dass die Versi-
cherungsfonds der Arbeitgeber
zur Finanzierung von Wieder-
aufbauarbeiten herangezogen
werden sollen, die in einer Reihe
von Betriebsbesetzungen aufge-
kommen war. Er hat auch klare
Worte gegen den Neoliberalis-
mus gefunden und fordert „ein
neues ökonomisches Modell“,
das Schluss macht mit „Un-
gleichheit und sozialer Unge-
rechtigkeit.“

Wohin geht Chávez?
Regime wie das von Hugo

Chávez sind kein neues Phäno-
men, aber es markiert einen
Wendepunkt in den internatio-

nalen Entwicklungen. Es reprä-
sentiert eine Welle der Radikali-
sierung und wachsender Oppo-
sition gegen den Neoliberalis-
mus und gegen imperialistische
Dominanz. Doch Chávez hat
keine sozialistische Perspektive.
Er steht eindeutig auf dem Bo-
den von Privateigentum und
Marktwirtschaft, was auch in
der Verfassung festgeschrieben
wurde. Das Regime repräsen-
tiert Teile der Mittelschichten
und des Bürgertums, die die Ge-
sellschaft vom Verfall und der
Korruption des alten dominie-
renden Establishments befreien
wollen und eine größere nationa-
le Unabhängigkeit vom Imperia-
lismus anstreben. Dabei kann es
sich auf die Radikalisierung der
Arbeiter- und Bauernmassen
stützen.

Das Chávez-Regime ist ein
Stachel im Fleisch des US-Im-
perialismus, aber es ist alles an-
dere als sicher, in welche Rich-
tung es sich entwickeln wird.
Chávez stützt sich auf die
Volksmassen, um Maßnahmen
gegen die alten Eliten des Lan-
des durchführen zu können,
doch er bricht nicht mit diesen
und kann sich in Zukunft auf
diese stützen, wenn er gegen die
Volksmassen vorgehen will. Die
Rolle und die Macht des Mili-
tärs sind gewachsen.

Bisher hat Chávez vor allem

symbolisch gehandelt und eine
radikale Rethorik angewandt.
Zwar hat er auch die Löhne im
öffentlichen Dienst erhöhen las-
sen, doch während seiner Amts-
zeit sind hunderttausende Ar-
beitsplätze der Wirtschaftskrise
zum Opfer gefallen. Er hat selber
zugegeben, dass die Regierung
nicht die Gelder für die verspro-
chenen Maßnahmen zur Stär-
kung des Sozialstaates hat. Und
das zu einer Zeit, wo die Rezes-
sion noch im vollen Gange ist
und auch die im letzten Jahr ge-
stiegenen Ölpreise daran nichts
ändern konnten. Eine Verschär-
fung der Krise kann Chávez’ Re-
gime weiter nach links drücken
und ihn zu weiteren Maßnahmen
gegen das Kapital drängen, selbst
die Verstaatlichung von Teilen
der Wirtschaft wäre nicht ausge-
schlossen. Eine Verschärfung der
Krise wird aber auch den Wider-
stand der Massen wachsen las-
sen und könnte Chávez selber in
einen Konflikt mit diesen bringen
und er könnte seinen Kurs än-
dern, denn er ist nicht bereit
grundlegend mit der Herrschaft
des Kapitals zu brechen. So hat
er Ende 1999 bei einem Besuch
in Paris Privatisierungsmaßnah-
men angekündigt, um ausländi-

sches Kapital anzuziehen. Eben-
so ist es nicht ausgeschlossen,
dass sein Regime von einem Mi-
litärputsch gestürzt wird, wenn
seine Politik der venezolanischen
Bourgeoisie und dem Imperialis-
mus zu weit geht und sie die
Chance zu einem Gegenschlag
sehen. Zur Zeit ist diese Chance
kaum gegeben, da die Unterstüt-
zung in der Bevölkerung und
auch bei Teilen des Militärs sehr
hoch ist. Chávez jedenfalls hat
selber kein Programm und keinen
Plan und wird sich abhängig von
dem Druck unter den er geraten
wird in unterschiedliche Richtun-
gen entwicklen.

Sozialistisches
Programm

Für SozialistInnen darf es,
trotz aller antiimperialistischer
Rethorik, keine unkritische Un-
terstützung von Chávez geben.
Die demokratischen und sozialen
Errungenschaften, die in der Ver-
fassung festgeschrieben wurden,
sind nicht umgesetzt und lange
nicht gesichert. Nur die unabhän-
gige Organisation und Aktion der
Arbeiter und Bauern kann dies
erreichen. Ein revolutionäres so-
zialistisches Programm und eine
Massenpartei der Arbeiterklasse
sind dazu nötig. Die Schaffung
von demokratisch gewählten, un-
abhängigen Komitees der Arbei-
ter, armen Bauern, indigenen
Völker und einfachen Soldaten
müsste der nächste Schritt sein.
Ein wirtschaftlicher Notstands-
plan sollte aufgestellt werden,
der die Überführung der großen
Industrien und Banken in Ge-
meineigentum und die Konfiszie-
rung des Großgrundbesitzes vor-
sieht.

In den staatlichen Betrieben
müssen die Betriebsleitungen
durch die Beschäftigten gewählt
werden. Die in diese Funktionen
gewählten Arbeitervertreter dür-
fen nicht mehr verdienen als ei-
nen durchschnittlichen Arbeit-
nehmerlohn. Sie könnten über re-
gionale und nationale Kongresse
die Basis einer Regierung der Ar-
beiter und Bauern bilden.

Ein solcher Plan, der sich nicht
nur gegen die neoliberale Spielart
des Kapitalismus sondern gegen
das System als solches wenden
würde, könnte die Volksmassen
mobilisieren und eine Ausstrah-
lungskraft über die Grenzen des
Landes entwickeln. Ein Appell
an die ArbeiterInnen Lateiname-
rikas Kapitalismus und Groß-
grundbesitz zu stürzen und sich
gegen die imperialistische Aus-
beutung zu vereinigen und der
Ruf nach einer sozialistischen
Föderation der Länder Latein-
amerikas würden auf dieser
Grundlage Massenunterstützung
gewinnen können. Denn der gan-
ze Kontinent befindet sich im
Aufruhr und Millionen suchen
eine Alternative zum Neolibera-
lismus und zur imperialistischen
Dominanz. Die Aufstände in
Ecuador und Bolivien oder die
Krise der brasilianischen Regie-
rung sind nur drei Beispiele für
diese Entwicklungen. Die Ent-
wicklung ähnlicher Regime in
mehreren lateinamerikanischen
Ländern ist nicht ausgeschlossen.

Die Erfolge von Hugo Chávez
sind ein Vorbote von wachsender
Radikalisierung, Massenbewe-
gungen und Aufständen, die den
ganzen Kontinent erfassen wer-
den. Und sie sind Ausdruck der
Tatsache, dass die sich seit 1997
entwickelnde Weltwirtschafts-
krise und die damit verbundenen
Radikalisierungsprozesse die
Dominanz von Globalisierung
und Neoliberalismus ins Stocken
gebracht hat und die Ausdehnung
dieser Krise auf die USA und
Westeuropa diese Prozesse be-
ginnen wird umzukehren.

■

Venezuela

Ermuntert durch den Wahlsieg von Chavez verschafften sich zehntausende Wohnraum, indem sie leerstehende Häuser
besetzten.

Irak: Embargo
tötet Kinder

Das Embargo der „interna-
tionalen Gemeinschaft“ gegen
den Irak sollte angeblich dazu
dienen, den Diktator Saddam
Hussein zu Fall zu bringen.
Nach zehn Jahren ist Saddam
Hussein immer noch an der
Macht und das irakische Volk
am Ende. Dies belegt ein Be-
richt der katholischen Hilfsor-
ganisation Caritas, die nicht
gerade für radikale Kritik an
den Herrschenden in Europa
und den USA bekannt ist.

Die Arbeitslosigkeit liegt bei
75 Prozent, das monatliche
Durchschnittseinkommen bei
6000 Dinar, das entsprich
3,90 DM oder zwei Kilo
Fleisch. 65 Prozent der Men-
schen sind vollständig von der
öffentlichen Nahrungsmittel-
versorgung abhängig. Jedes
dritte Kind ist unterernährt,
ebenso viele weisen Wachs-
tumsrückstände auf. 95 Pro-
zent aller Schwangeren leiden
wegen Unterernährung an
Blutarmut. Die Kindersterb-
lichkeit hat sich seit 1991 ver-
vierfacht, jeden Monat ster-
ben 4500 Kinder an Mangel-
krankheiten. Das Land ist
vollkommen von Waren und
Kommunikation abgeschnit-
ten. Die Caritas spricht von
einer „vorindustriellen Gesell-
schaft“. Das Bildungswesen
existiert nicht mehr. „Es gibt
keine Bücher, kein Papier und
kein Lehrgerät mehr“, so ein
UN-Mitarbeiter.

Die USA und ihre Verbün-
deten behaupten, die schlim-
me Lage der irakischen Bevöl-
kerung wäre keine automati-
sche Folge des Embargos,
sondern wäre alleine durch
Saddam Husseins Herrschaft
verursacht. Doch der UN-Be-
auftragte für humanitäre An-
gelegenheiten im Irak, von
Sponeck, und seine Mitarbei-
ter bewiesen, dass 90 Prozent
aller Waren, die der Irak ein-
führte, an die Bevölkerung
verteilt wurden. Saddam Hus-
sein ist ein brutaler Diktator.
Doch die schlimmsten Barba-
ren, die das irakische Volk
verhungern an Krankheiten
sterben lassen, sitzen in den
Regierungen der westlichen
„zivilisierten“, „demokrati-
schen“ Länder. Kein Wunder,
dass das Volk Saddam Hus-
sein heute stärker unterstützt
als zu Zeiten des Golfkrieges.
(Infos aus: „Sozialcourage“,
Magazin der Caritas).

Proteste nach
Börsenkrach

In Griechenland stiegen die
Aktienkurse 1998 und 1999
um 85 bzw. 102 Prozent. Der
Parallelmarkt (das griechische
Gegenstück zum „Neuen
Markt“ bei uns) legte 1999
sogar 658 Prozent zu. Auch
Familien der Mittelschicht
kauften von ihren Ersparnis-
sen oder auf Kredit Aktien,
um an diesem Boom teilzuha-
ben. Inzwischen besitzen
etwa 30 Prozent der Haushal-
te Aktien.

 Aber seit Jahresbeginn bra-
chen die Aktienkurse massiv
ein, der Parallelmarkt bis An-
fang April um die Hälfte.
Zehntausende Kleinaktionäre
wurden in Schulden gestürzt.
Die ruinierten Kleinaktionäre
forderten „Gebt uns unser
Geld zurück“ und riefen „Sie
bestehlen uns“. Die Regierung
bekam die Proteste erst nach
zwei Tagen mit Hilfe von Po-
lizei-Sondereinsatzkomman-
dos unter Kontrolle. Zugleich
versuchte sie, die Kurse
künstlich zu stützen, aus
Angst vor anhaltenden Prote-
sten mitten im Wahlkampf.n
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Arbeit für Alle

★★★★★ Öffentliche Investitionen und Neueinstellun-
gen in den Bereichen Umweltschutz, Bus und
Bahn, Wohnen, Kindergärten, Bildung und
Ausbildung, Gesundheitswesen, Altenpflege.
Finanzierung  mit den Milliardengewinnen der
Banken und Konzerne und den Geldern die sich
in den Taschen der Superreichen befinden.
★★★★★ Verteilung der Arbeit auf Alle
30-Stunden-Woche bei vollem Lohn- und
Personalausgleich
★★★★★ Qualifizierte Ausbildung für jede/n und
unbefristete Übernahme im erlernten Beruf
★★★★★ Mindestsicherung (Mindestlohn, Mindestren-
te) von 2000 DM netto
★★★★★ Gleicher Lohn in Ost und West
★★★★★ Rücknahme aller Sozialabbau- und Kürzungs-
maßnahmen der Kohl-Regierung und der SPD/
Grünen Koalition
★★★★★ Nein zu Privatisierungen
★★★★★ Für ein öffentliches, kostenloses Gesund-
heitswesen

Frauen

★★★★★ Gleicher Lohn für gleiche Arbeit
★★★★★ Weg mit dem Paragraph 218
★★★★★ Kostenlose Kinderbetreuung ab dem 1. bis
zum 13. Lebenjahr

Umweltschutz

★★★★★ Sofortige Stillegung aller Atomkraftwerke
und Stopp von umweltzerstörender Produktion,
Ersatzarbeitsplätze für die Beschäftigten
★★★★★ Ausbau des öffentlichen Verkehrs

Bezahlbare Wohnungen

★★★★★ Öffentliches Wohnungsbauprogramm von
einer Million Wohnungen pro Jahr
★★★★★ Verbot von Maklertätigkeit, kostenlose
kommunale Wohnungsvermittlung
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Wofür wir kämpfen:
Gegen staatlichen Rassismus

★★★★★ Weg mit den Ausländergesetzen
★★★★★ Wahlrecht und gleiche Rechte für alle in
Deutschland lebenden Menschen
★★★★★ Keine Abschiebungen

Keinen Fußbreit den Nazis

★★★★★ Mobilisierung zur Verhinderung aller Nazi-
Aktivitäten

Abrüstung jetzt

★★★★★ Gegen Auslandseinsätze der Bundeswehr
★★★★★ Stop von Rüstungsexporten
★★★★★ Umstellung der Rüstungsindustrie auf zivile
Produktion

Für kämpferische und demokratische
Gewerkschaften

★★★★★ Nein zu Lohnverzicht, nein zu Bündnissen
und runden Tischen mit Unternehmern und
Regierung
★★★★★ Funktionäre dürfen nicht mehr verdienen
als einen durchschnittlichen Facharbeiterlohn

Nein zum Europa des Kapitals
★★★★★ Gemeinsamer internationaler Kampf gegen
Sozialabbau
★★★★★ Nein zum „Euro“, nein zur Europäischen
Währungsunion

Für eine sozialistische Demokratie
★★★★★ Überführung der Banken, Konzerne,
Versicherungen in Gemeineigentum.
★★★★★ Demokratische Kontrolle und Verwaltung
durch die arbeitende Bevölkerung
★★★★★ Keine überbezahlten und korrupten
Manager und Bürokraten in Wirtschaft und
Verwaltung. Demokratische Wahl aller
Personen in Leitungsfunktionen.
★★★★★ Statt Produktion für den Profit – Produktion
für die Bedürfnisse der Menschen

Schröder/Fischer-Regierung auf die Masse der
Bevölkerung abgewälzt. Sozialabbau und Priva-
tisierungen auf der einen Seite und Steuerge-
schenke an die Unternehmer auf der anderen
Seite sind auch nach dem Regierungswechsel an
der Tagesordnung geblieben. Einen Politikwech-
sel hat es nach dem Regierungswechsel nicht
gegeben. Neu ist nur, dass Deutschland wieder
Kriege führt. Die PDS wird ihrem Anspruch so-
zialistische Opposition zu sein nicht gerecht. Sie
nutzt ihre Unterstützung unter ArbeiterInnen,
Arbeitslosen und Jugendlichen nicht, um außer-
parlamentarischen Widerstand zu organisieren.
Stattdessen hat sie auf Kommunal- und auf
Länderebene begonnen, Privatisierungen und
Kürzungen mitzutragen. Die PDS akzeptiert die
Marktwirtschaft und damit auch die Folgen der
Krise der Marktwirtschaft für die Masse der
Bevölkerung.

Um den Kapitalismus abzuschaffen und durch
eine sozialistische Demokratie zu ersetzen, be-
darf es einer revolutionären, sozialistischen
Massenpartei. Die SAV baut eine solche Partei
auf.

Heute hat die Arbeiterklasse keine Massen-
partei, die ihre politische Vertretung darstellt.
Eine neue Massenpartei von ArbeiterInnen und
Jugendlichen wäre ein großer Fortschritt, selbst
wenn diese kein konsequentes sozialistisches
Programm vertreten würde. Sie würde Massen
von ArbeiterInnen und Jugendlichen die Mög-
lichkeit geben, sich von den bürgerlichen Partei-
en unabhängig zu organisieren und für ihre In-
teressen einzutreten. Die SAV tritt in jeder Si-
tuation für die Einheit der Arbeiterklasse in der
Aktion ein und wird Ansätze zu neuen, breiten
Arbeiterparteien unterstützen.

Die SAV verbindet den Kampf um Verbesse-
rungen mit dem Kampf für eine sozialistische
Gesellschaft.

Sozialismus
Bei planmäßigem und sinnvollem Einsatz von

Wissenschaft und Technik wäre es möglich, al-
len Menschen ein menschenwürdiges Leben zu
garantieren. Das Übel muß an der Wurzel ge-
packt werden, der Kapitalismus gehört abge-
schafft. Es gibt eine Alternative zu dem heuti-
gen System. Die Alternative ist Sozialismus, eine
Gesellschaft ohne Armut, Ausbeutung und Un-
terdrückung.  Sozialismus braucht Demokratie,
wie der Körper Sauerstoff. Wir wollen weder
die Diktatur einer Bürokratie, wie früher im
Osten,  noch die Diktatur der Konzerne und
Banken.

Die großen Konzerne, Banken und Versi-
cherungen müssen enteignet, in Gemeinei-
gentum überführt und unter demokratische
Kontrolle gestellt werden. Wir brauchen
eine geplante Wirtschaft in der die Bedürf-
nisse der Mehrheit der Menschen entschei-
den und nicht die Profite einiger Weniger.

Fast jede/r macht sich Sorgen um die Zu-
kunft. Kein Zufall, denn mit der Marktwirt-
schaft geht es abwärts. Die Krise der Welt-
wirtschaft weitet sich aus. Die sozialen Folgen
sind noch nicht abzusehen. Arbeitslosigkeit und
Sozialabbau haben sich schon im Aufschwung
verschlimmert. Weltweit finden Hunger, Elend
und Kriege täglich neue Opfer. Die Zerstörung
der Umwelt schreitet fort. All das hat System
und das System heißt Kapitalismus.

Großkonzerne und Banken treffen ihre Ent-
scheidungen nach  Profitinteressen. Eine Minder-
heit besitzt die Fabriken, Banken, Immobilien
und verfügt über den gesamten Reichtum.
Weltweit besitzen 358 Milliardäre fast soviel wie
50 Prozent der Weltbevölkerung an Einkommen
haben. Die Marktwirtschaft bietet keine Zu-
kunft.

Widerstand
 Wir organisieren Gegenwehr gegen Arbeits-

platz- und Sozialabbau, Umweltzerstörung, ge-
gen die Diskriminierung von Frauen, gegen Ras-
sismus und Neonazis. Wir sind aktiv in Gewerk-
schaften, Betrieben, Schulen, Hochschulen und
Stadtteilen. Die SAV tritt für kämpferische und
demokratische Gewerkschaften ein. Wir beteili-
gen uns am Aufbau von innergewerkschaftli-
chen Oppositionsgruppen und anderen Zusam-
menschlüssen von kritischen und kämpferischen
KollegInnen.

SAV
Die Sozialistische Alternative (SAV) wurde

1994 um die sozialistische Zeitung Voran gegrün-
det. Gründungsmitglieder waren aktive Antifa-
schistInnen,  kritische Gewerkschafter-   Innen,
JungsozialistInnen, linke SPD und PDS-Mitglie-
der. Die SAV ist demokratisch aufgebaut. Wir
setzen uns in der Arbeiterbewegung dafür ein,
daß gewählte Vertreter nicht mehr verdienen,
als einen durchschnittlicher Arbeitnehmerlohn.
Dieses Prinzip setzen wir bei uns selber um.

Solidarität
Um an der Macht zu bleiben, müssen die Herr-

schenden versuchen, die Massen der arbeiten-
den Bevölkerung gegeneinander auszuspielen.
Gemeinsamer Widerstand ist notwendig: Arbei-
tende, Arbeitslose,  Ausländer-  Innen und Deut-
sche, Frauen und Männer, jung und alt. Der
Kapitalismus ist international, der Kampf dage-
gen auch. Die SAV hat sich mit sozialistischen
Organisationen und Parteien aus über 30 Län-
dern im „Komitee für eine Arbeiterinternationa-
le“ zusammengeschlossen um den Kampf über
Ländergrenzen hinweg organisieren zu können.

Neue sozialistische Arbeiterpartei
Die SPD/Grünen-Bundesregierung hat unter

Beweis gestellt, dass sie die Macht und die Herr-
schaft der banken und Konzerne nicht in Frage
stellt, sondern ihre Politik nach den Interessen
der Reichen und Superreichen ausrichtet. Die
Krise der Marktwirtschaft wird auch unter der
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Was will die ?

Wiersbergstraße,  U-Bahn Kalk
Kapelle. Infos unter Tel.
(0221) 13 45 04

Rostock
OG Rostock: Donnerstags, 19 00
Uhr, SAV-Büro, Augustenstraße
92 (Eingang über Grüner Weg),
Infos unter Tel. (0381)
4996590 im SAV-Büro

Siegen
Mittwochs, 19 Uhr im Nordafri-
kanischen Verein, Frankfurter
Str. 82, Nähe Löhrtor, Infos:
Tel.: (0271) 51 291

Stuttgart
Mittwochs, 19.30 Uhr, Jugend-
haus Mitte, Hohe Str. 9, Infos
unter Tel.: (07 11) 242442

Sonstige
Kontakt zu folgenden Städten
über die SAV-Bundeszentrale,
Tel.: (0221) 13 45 04: Cottbus,
Darmstadt, Duisburg, Essen und
Frankfurt/Main

Aachen
OG Ost: Dienstags, 19 Uhr, Sedan
Eck, Adalbertsteinweg 233
OG Nord: Mittwochs, 19 Uhr, Se-
dan-Eck, Adalbertsteinweg 233
OG West: Mittwochs, 19 Uhr,
Cafe Mundo, Welt-Haus, An der
Schanz 1
OG Mitte/Süd: Mi. 19 Uhr, Ché-
Haus, Pontstraße 41
Infos unter Tel. (0241) 508685
im SAV-Büro

Berlin
OG Treptow-Köpenick: Mitt-
wochs 19 Uhr, Selbsthilfezen-
trum, Fennstr. 31, S-Bahnhof
Schöneweide
OG Prenzlauer Berg: Montags 19
Uhr, „Kiez-Club“, Jablonskistr.
26, S-Bahn Prenzlauer Allee
Infos unter Tel. (030) 4408429
im SAV-Büro

Bremen
Dienstags, 19 Uhr, Jugendfreizeit-
zentrum Friesenstr. 110.
Infos:Tel. (0421) / 5 57 68 97, e-
mail: savbremen@nord-com.net

Bremerhaven
Infos unter Tel. (0221) 13 45 04
bei der SAV-Bundeszentrale

Dresden
OG Dresden: Freitags, 18.30 Uhr
im Stadtteilhaus Neustadt, Prieß-
nitzstr. 18

Freiburg
Sonntags, 18 Uhr, SAV-Büro,
Krozinger Str. 58. Infos unter
(0761) 4 16 32 oder www.SAV-
Freiburg-Online.de

Hamburg
Montags, 19 Uhr, „Kölibri“,
Hein-Köllisch-Platz (S-Bahn
Reeperbahn). e-mail:
savhamburg@gmx.de

Kassel
Montags, 19 Uhr, Kulturzentrum
Schlachthof, Mombachstr. 12,
Infos unter: (0561) 9223522

Kiel
Infos unter Tel. (0221) 13 45 04
bei der SAV-Bundeszentrale

Köln
OG Innenstadt: Dienstags, 20
Uhr Allerweltshaus, Körnerstr.
77-79
OG Kalk: Donnerstag 19.30 Uhr,
„Humboldt-Eck“, Kantstr./Ecke

Sozialistische Alternative – Ortsgruppen

Die nächste VORAN
erscheint am 21. 6.

Warum ich SAV-Mitglied bin
Von Steffen Rothkirch, Cottbus

Kennengelernt habe ich die
SAV bei der verbotenen Lu-
xemburg-Liebknecht Demon-
stration. Mich hat schließlich
auch ein Genosse der SAV
angesprochen, wir hatten ein
sehr gutes Gespräch, endlich
hat mir jemand mal zugehört
und sich für meine Meinung
interessiert. Anschließend hat
die SAV noch eine sehr gute
Veranstaltung abgehalten,
ich habe viel Material einge-
packt und entschieden, wei-
ter mitzumachen.

In Cottbus ist es ziemlich
trostlos, die Arbeitslosigkeit
liegt bei 25 Prozent, die Neu-
baugebiete sterben langsam aus,
es gibt viele sozial Schwache, es
wird immer mehr bei Jugend-

klubs und Kultur gespart, und
die rechte Szene wird immer
stärker.

Ich wollte schon lange poli-
tisch aktiv werden, nach der
Wende waren alle so rausgeris-
sen, alles wurde schlechter, auch
die menschlichen Bindungen, es
ging nur noch um Geld. Ich hab
irgendwann angefangen Lenin
und das „Kommunistische Ma-
nifest“ zu lesen und mich ent-
schlossen, was zu verändern.

Zuerst war ich bei den Punks
mit rumgehangen, aber die haben
gar nichts auf die Reihe gekriegt.
Bei der PDS wollte ich mithel-
fen, aber die haben das abge-
lehnt, ich sollte nur brav zuhö-
ren, was die erfahrenen Genos-
sen sagen, anfangs fand ich den
Gysi ja gut, aber jetzt mit den

UNO Einsätzen im Krieg, das
kann man auch vergessen.

Was ich möchte ist für die
nächste Generation die Welt zu
erhalten, dass sie es mal besser
haben, dass alle Menschen fried-
lich zusammenleben, es keinen
Krieg, und für jeden was zu es-
sen gibt. Ich bin gegen den
Reichtum weniger, die mit
Nichtstun an der Börse arsch-
reich werden, während andere
sich für eine mickrige Rente ab-
rackern. Zusammengefasst will
ich mit der SAV und der politi-
schen Arbeit folgendes errei-
chen: Ein menschenwürdiges
Leben für alle, die Erhaltung der
Natur, größere Solidarität zwi-
schen den Menschen, die eigene
Lebenssituatiuon verbessern.

                                           ■

Spenden von unten gegen die da oben

Wir brauchen 25.000 Mark!
Mit dem überaus erfolgrei-

chen Sozialismus-2000-Wo-
chenende ist die SAV in einen
heißen Sommer gestartet.
Neben den lokalen Kampa-
gnen gegen Bildungsabbau
und gegen die Nazis muß der
Umzug der Bundeszentrale
von Köln nach Berlin organi-
siert werden.

Nicht zuletzt der Streik von
40.000 Berliner LehrerInnen
und SchülerInnen gegen Bil-
dungsabbau hat gezeigt, dass
Berlin auch immer mehr zur
Hauptstadt des Widerstands
wird. Berlin ist die Schnittstelle
zwischen Ost und West und der
Ort, an dem sich die politischen
Entwicklungen in der Linken am
schnellsten niederschlagen wer-
den. All das sind wichtige Grün-
de, den Sitz der Leitung einer
sozialistischen Partei in diese
Stadt zu verlegen. Der SAV-
Bundesvorstand erhofft sich
von diesem Umzug auch eine
neue Dynamik für den Aufbau
der Sozialistischen Alternative

in Ostdeutschland.
Ein solcher Umzug ist mit er-

heblichen Kosten verbunden.
Deshalb haben wir den Berlin-
Fonds mit einem Ziel von
25.000 DM gestartet. Einen
Teil des gespendeten Geldes
werden wir auch zur Unterstüt-
zung der Arbeit des Komitees
für eine Arbeiterinternationale,
der internationalen Organisation
der die SAV angeschlossen ist,
verwenden. Eine Spende von
1000 DM an unsere nigeriani-
sche Schwesterpartei Demokra-
tische Sozialistische Bewegung
(DSM) hat die GenossInnen
dort schon erreicht.

Auf dem Sozialismus-2000-
Wochenende haben 230 Teil-
nehmerInnen die Riesensumme
8775 DM gespendet. Im Gegen-
satz zu den etablierten Parteien,
die sich größtenteils über legale
oder illegale Großspenden der
Kapitalisten finanzieren, spen-
den an die SAV ausschließlich
ArbeiterInnen, Jugendliche und
RentnerInnen, von denen einige
allerdings Spenden von ein und

zweitausend Mark geleistet ha-
ben. Die SAV verwendet jede
gespendete Mark um sozialisti-
sche Ideen zu verbreiten, Kam-
pagnen zu organisieren und für
den Aufbau einer neuen soziali-
stischen Arbeiterpartei einzu-
treten.

Mit den Spenden vom Sozia-
lismus 2000 kommen wir auf
15.987 DM eingegangene und
6265 DM versprochene Spen-
den. Es fehlen also nur noch
2748 DM zu unserem Ziel von
25.000 DM. Jetzt ist es wich-
tig, dass alle versprochenen
Spenden schnell eingelöst wer-
den. Alle Mitglieder und Unter-
stützerInnen, die  noch nicht ge-
spendet haben, sollten jetzt ihre
Spende überweisen oder bei ih-
rer SAV-Ortsgruppe abgeben.

Konto-Nr. 250059430
Postbank Essen
BLZ 360 100 43

Ich erteile VORAN e.V. eine

Einzugsermächtigung  über:
______ DM   o einmalig   o monatlich   o vierteljährlich
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Infos: 0221-134504

230 TeilnehmerInnen erleb-
ten zu Ostern ein interessan-
tes Wochenende. Diskussio-
nen über Alternativen zum
Kapitalismus, geschichtliche
und aktuelle Themen sowie
die Berichte der internationa-
len Gäste aus Irland, Rus-
sland, Österreich, Tschechien,
Kaschmir und den Niederlan-
den boten für jede/n Anre-
gungen und Ideen.

David Matrai, Stuttgart

Ein Höhepunkt war die Dis-
kussion „Veränderung durch
Parlamente?“ zwischen Joe Hig-
gins, Abgeordneter der Soziali-
stischen Partei (SP) im irischen
Parlament und Gesine Lötzsch,
Abgeordnete der PDS im Berli-
ne Abgeordnetenhaus. Gesine
Lötzsch rechtfertigte die Spar-
politik, die Sparpolitik, die die
PDS überall mitträgt, wo sie an
der Regierung beteiligt ist. Für
die Führung der PDS ist inzwi-
schen Koalitionsfähigkeit der
einzige Maßstab für Politik  ge-
worden. Was als „Anpassen an
die Realität“ umschrieben wird,
ist nichts anderes als ein Abfin-
den mit der Realität.

Joe Higgins hingegen machte
deutlich, wie er das Parlament,
die durch eine parlamentarische
Tätigkeit entstehende Aufmerk-
samkeit der bürgerlichen Medi-
en und die dabei entstehenden
finanziellen Möglichkeiten, in
den Dienst der Arbeiterbewe-
gung stellt. Er trägt sowohl au-
ßerparlamentarische Proteste in
das Parlament hinein und macht
in der parlamentarischen Tätig-
keit gewonnene Informationen
der sozialistischen Bewegung
zugänglich. Der SP in Irland, der

Sozialismus

Den braunen Sumpf austrocknen!

Der Kampf ist international
Die SAV ist Mitglied im „Komitee für eine Arbeiterinter-

nationale“ (KAI, engl. CWI – Committee for a Workers`
International). Das KAI setzt sich für die internationale
Einheit der Arbeiter ein und organisiert grenzüberschrei-
tende Gegenwehr und Solida-
rität.

Ziel ist die weltweite Ab-
schaffung des kapitalistischen
Profitsystems und der Aufbau
einer Föderation sozialistischer
Demokratien. Das KAI hat Mit-
gliedsorganisationen in über
30 Ländern auf allen Konti-
nenten.
Adresse: CWI, PO Box 3688,
London E9 5QX, GB , Tel.:
0044/181/533 0201
Fax : 0044/181/985 0757
E-Mail: inter@dircon.co.u
website: www.worldsocialist-cwi.org

Stuttgarter SchülerInnenrat:
Hände weg vom Abitur!

Das Kultusministerium in
Baden-Württemberg hat eine
Bildungsdeform beschlossen,
die die Kürzungen der letzten
Jahre bei weitem übertrifft.
Das Abitur soll verschärft, ein
fünftes Prüfungsfach einge-
führt und  die Teilung in
Grund- und Leistungskurse
abgeschafft werden.

Das lassen sich die SchülerIn-
nen nicht mehr bieten! An etli-
chen Schulen regt sich der Wi-
derstand: Einige Stuttgarter
Schulen organisierten bereits
von selbst Versammlungen. Im
Februar gab es in Tübingen eine
Demo gegen die geplante „Re-
form“, an der nach Schulschluß
noch über 2000 SchülerInnen
teilnahmen.

Der Stuttgarter SchülerInnen-
Rat (SSR) hat das Thema aufge-
griffen und bereits einige Aktio-
nen durchgeführt. Jeden Sams-
tag werden Unterschriften gegen
die „Oberstufenreform“ gesam-
melt und  Flugblätter verteilt;
zusätzlich wird mit Reden
durchs Megaphon und Aktio-
nen versucht, Kontakt zu weite-
ren Schulen und PassantInnen
zu bekommen. Unter der Woche
versuchen wir, mit Schulbesu-
chen und Aktionen in den Schu-
len selbst, uns in anderen Schu-
len bekannt zu machen, Plakate
aufzuhängen, zu informieren

Am 11. April fand in Siegen
eine antifaschistische Demo
mit über 250 TeilnehmerIn-
nen statt. Sie wurde organi-
siert von der Gruppe „Men-
schen gegen Rassismus und
Faschismus“, die die SAV in
Siegen vor wenigen Monaten
gegründet hat.

Die Demo richtete sich gegen
eine Kneipe in der Siegener In-
nenstadt, in der sich regelmäßig
Neo-Nazis, mit denen der Wirt
anscheinend sympathisiert, tref-
fen. In der Kneipe verbreiten die
Faschos ihren rassistischen
Müll und planen ihre Aktionen.

Unser Ziel ist es, die Nazis
nicht zur Ruhe kommen zu las-
sen und sie daran zu hindern
sich weiter aufzubauen. Die
Demo war ein voller Erfolg und
zeigt, dass es möglich ist, viele
Menschen gegen die Faschisten
zu mobilisieren. Das langfristige
Ziel ist der Aufbau einer starken
antifaschistischen Bewegung
und die Aufgabe der SAV ist es,
zu erklären, dass erst in einer
sozialistischen Gesellschaft, in
der Menschen nicht nach ihrer
Hautfarbe oder ihrer Herkunft
unterschieden werden, die Fa-
schisten von der Bildfläche ver-
schwunden sein werden.  n

und weitere Unterschriften – bis
jetzt ca. 1300 (Stand Mitte
April) – zu sammeln. Zusätz-
lich schicken wir regelmäßig
eine/n Vertreter/in zu stadtwei-
ten Sitzungen der Schülermit-
verwaltung (SMV). Inzwischen
konnten wir auch schon einige
Kontakte zu anderen Städten im
Bundesland aufbauen.

Auch die Gewerkschaft Erzie-
hung und Wissenschaft (GEW)
im Gymnasialbereich hat dieses
Thema aufgegriffen. Sie fordert
allerdings lediglich einen „Auf-
schub“ der geplanten Reform
und schlägt vor, Schulversuche
einzuführen. Durch Schulversu-
che würde die „Reform“ durch
die Hintertür eingeführt, was
den Protest schwieriger machen
würde.

Die SAV unterstützt die Kam-
pagne des SSR. Die in der SAV
organisierten SchülerInnen und
StudentInnen helfen aktiv mit,
den SSR aufzubauen.

Für den 17. Mai organisieren
wir zusammen mit SchülerInnen
aus fast allen Schulen Stuttgarts
eine Demonstration, für den 21.
Juni planten wir eine landeswei-
te Demonstration. Sollte das
nicht reichen, fordern wir einen
eintägigen landesweiten Schüle-
rinnenstreik.

Wer mitmachen will, kann
sich unter (0711) 291389
melden.

Schwesterpartei der SAV, geht
es nicht darum, eine bequeme
Nische im parlamentarischen
System zu finden, sondern
durch die Parlamentsarbeit den
Kampf für die Abschaffung der
bürgerlichen Herrschaft, für eine
wirklich demokratische Gesell-
schaft zu führen.

Rund um die Welt
Auf der Auftaktveranstaltung

mit internationalen Gästen be-
richtete Sonja Grusch,  Bundes-
sprecherin der SLP Österreich
(Sozialistische LinksPartei),
vom Kampf gegen Haider und
die FPÖ. Sonja zeigte auf, dass
es nicht um die Forderung nach
einer „rot-grünen“ oder
„schwarz-roten“ Koalition, son-
dern um Opposition gegen das
System geht, das zwangsläufig
Rassismus hervorbringt. Sie be-
richtete, dass die SLP die ent-
scheidende Kraft bei der Organi-
sierung des Wiener Schüler-
streiks gegen Haider war.

Bergarbeiter aus
Workuta

Boris Popowkin, Bergarbeiter
aus dem sibirischen Workuta
und Rob Jones, in Moskau le-
bender Sozialist, berichteten da-
von, wie die Einführung des Ka-
pitalismus die Menschen in der
ehemaligen Sowjetunion nieder-
drückt, von Arbeitslosigkeit,
Armut, grassierenden Krankhei-
ten und der Korruption der neu-
en Kapitalisten. Sie erzählten
aber auch, dass selbst unter
widrigen Umständen Wider-
stand geleistet wird.

 Jamal Khan aus Kaschmir, ei-
nem geteilten und von Indien
und Pakistan besetzten Land,
berichtete von der nuklearen Be-
drohung, die über dem indischen
Subkontinent schwebt, von na-
tionalistischer Gewalt, aber
auch von einem Streik im in-
disch besetzten Teil Kaschmirs,
der muslimischen, hinduistische
und buddhistische Arbeiter ver-
einte.

Eine Arbeitsgruppe beschäf-
tigte sich mit dem Absturz der
Wirtschaft in Südostasien,
Russland und Brasilien. Bei
diesen Krisen handelt es sich
nicht um Unfälle im Kapitalis-
mus sondern um die Bestäti-
gung der Widersprüche des
Kapitalismus. In einer Wirt-

schaftsordnung, in der an ei-
nem Tag an der Börse soviel
Geld verzockt wird, dass da-
mit den Hungernden der Welt
ausreichend Essen zur Verfü-
gung gestellt werden könnte,
regiert nicht die Vernunft son-
dern das Chaos, ausgelöst
durch die Raffgier der Konzer-
ne und Banken. Eine Krise der
angeblich dauerhaft boomen-
den Ökonomien in den USA
und Europa ist über kurz oder
lang unvermeidlich.

Sascha Stanicic von der Bun-
desleitung der SAV informierte
über die aktuelle Lage in La-
teinamerika (siehe S. 8/9).
Durch Korrespondenten-Be-
richte aus Bolivien konnte ein
lebendiges Bild der Ereignisse
dargestellt werden.

Weitere Themen des Wo-
chenendes waren der Kampf
gegen die Diskriminierung der
Frau und der Aufbau einer
kämpferischen Opposition in
den Gewerkschaften.

Breiten Raum nahm die Dis-
kussion über unsere Alternati-
ven ein. Auf einer Debatte,
wie eine demokratische Plan-
wirtschaft aussehen könnte,
wurden viele Fragen aufgewor-
fen, z. B. wie und von wem
über die Produkte, die Arbeits-
zeit und die Verteilung ent-
schieden werden soll. Die Zeit
war etwas zu kurz, aber Refe-
rat und Diskussion vermittel-
ten eine klarere Vorstellung

von einer sozialistischen Ge-
sellschaft.

In einem anderen Arbeits-
kreis wurden die Ereignisse der
Oktoberrevolution 1917 in
Russland und die Entwicklung
der Sowjetunion hin zu einer
bürokratischen Diktatur aus-
fühlich diskutiert. Es wurde
auch besprochen, wie nach ei-
ner künftigen Revolution eine
Entwicklung zu einer Diktatur
verhindert werden kann.

Auf ein Neues
Berichte von Aktiven aus an-

deren Städten über die prakti-
sche Arbeit waren auch ein
Bestandteil des Wochenendes.
Der Austausch über Erfahrun-
gen bei  Antifa-Aktionen oder
über betrieblich-gewerkschaft-
liche Arbeit hat allen etwas ge-
bracht.

Auch in den Pausen und auf
der Party spielten nicht alle
Basketball oder tanzten, viele
diskutierten weiter.

Mehrere Interessenten ent-
schieden sich noch während
des Wochenendes, der SAV
beizutreten. Die positiven Re-
aktionen aller zeigen, dass „So-
zialismus 2000“ die richtige
Mischung aus Einführung in
sozialistische Ideen und wei-
terführenden Diskussionen
war. Die SAV wird daher sol-
che Veranstaltungen regelmä-
ßig anbieten.

■

Neue Bücher und Broschüren

Die Internationale
Geschichte des Komitees für eine Arbei-

terinternationale, von Peter Taaffee. (mit
Anhang: Geschichte des deutschen Trotz-
kismus). DIN A 4, 48 S., 4,50 DM

Russische Revolution 1917
Von Wolfram Klein. Zusammenfassung

der dramatischen Ereignisse des Jahres
1917,  A 5, 80 S., 10 DM.

Texte des CWI:
7. Weltkrongress

„Die Lage der Welt“ und „Ehemalige
Arbeiterparteien“, A 5, 112 S., 7 DM

Bestellungen an: SAV, Hansaring 4,
50670 Köln e-mail: savbund@aol.com.
Tel. (0221) 134504, Fax (0221) 137280

Mach mit bei der SAV
Ich möchte ...
❍  ... weitere Informationen über die SAV
❍  ... Mitglied der SAV werden

Name, Telefon

Adresse

Einsenden an: Sozialistische Alternative, Hansaring 4, 50670 Köln Telefon:
02 21) 13 45 04, Fax: (02 21) 13 72 80,
e-mail: savbund@aol.com

EXPO-NO!
Großdemo gegen die EXPO 2000 am
27. Mai in Hannover. Infos über die
Redaktion oder www.expo-no.de
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Gegenwehr, Solidarität, Sozialismus
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(030)440 84 29
Anrufen, Informieren, Mitmachen

Nazi-Terror stoppen!
In Deutschland scheinen

Gewalttaten von Neonazis
zur Normalität geworden zu
sein. Aber die „Übergriffe“,
wie in den Medien die Taten
der braunen Schläger ver-
harmlosend genannt werden,
bedeuten oft ein grausames
Schicksal für die Opfer.

In Eggesin verfolgten am 22.
August letzten Jahres eine
Gruppe Neonazis zwei Vietna-
mesen. Sie schlugen sie zu Bo-
den und sprangen mit ihren
Springerstiefeln auf ihre Gesich-
ter, so dass einem der Vietname-
sen die Schädeldecke gebrochen
wurde und er tagelang im Koma
lag.

Am 6. Oktober 99 ermordeten
vier „Hammerskins“ einen Sozi-
alhilfeempfänger in Berlin-Lich-
tenberg. Hammerskins gehören
zu einer sehr militanten faschi-
stischen Bewegung aus den
USA, von denen es auch An-
hänger in Brandenburg gibt. Zu-
vor hatten diese vier einem an-
deren Mann mehrmals eine Bier-
flasche an den Kopf geworfen,
weil er ihnen nicht deutsch ge-
nug aussah.

Am 10. März prügelten Neo-
nazis einen 14jährigen Schüler
fast zu Tode. Dabei wurde dem
Jungen der Handwurzelknochen
gebrochen und er erlitt einen
Lungenriss. Das sind nur einige
Beispiele.

Im Kampf gegen die Gefahr
von Rechts können wir uns we-
der auf Staat und Polizei noch
auf die etablierten Parteien ver-
lassen. Sie erlauben und schüt-
zen Aufmärsche der Neonazis.
Mit rassistischer Hetze und un-
sozialer Politik düngen sie noch
den Boden auf dem braunes Ge-

dankengut wächst.
Das Wachsen der faschisti-

schen Gruppen in den letzten
Jahren hat auch gezeigt, dass
Lichterketten und vereinzelte
kleine Demonstrationen nicht
reichen, um die Nazis zu stop-
pen.

Wenn entsprechend mobili-
siert wird, dann finden sich tau-
sende, um sich den Nazis in den
Weg zu stellen. So verhinderten
im November  letzten Jahres in
Göttingen über 5000 Antifa-
schistInnen erfolgreich einen ge-
planten NPD-Aufmarsch. Sie
waren einem Aufruf eines Bünd-
nisses von Gewerkschaften, lin-
ken Parteien und Antifa-Organi-
sationen gefolgt. Die breite
Mehrheit der Menschen ist an-
tifaschistisch eingestellt. Gerade
Jugendliche sind bereit, die
braune Gefahr aktiv zu bekämp-
fen. Aber meist fehlt es an einer
Kraft, die den Kampf organi-
siert. Deshalb haben  die SAV
und ihre Schwesterorganisatio-
nen in andere europäischen Län-
dern die Initiative zur Gründung
von Jugend gegen Rassismus in
Europa (JRE) ergriffen. JRE ist
eine unabhängige Antifa-Organi-
sation. In der Zeitung von JRE,
der „No Pasaran“ heißt es:

„Brutale Naziüberfälle auf
AusländerInnen, Behinderte,
Homo-, Bi- und Transsexuelle,
linke Jugendliche und Anders-
denkende machen deutlich, dass
die Nazis wieder aktiver sind.
Massiver Abbau von Arbeits-
und Ausbildungsplätzen sowie
Sozialleistungen ist auch ein
Abbau von Zukunftsperspekti-
ven. Die Rechten geben schein-
bar einfache Antworten:

„Ausländer raus!“’ oder
„Deutsche Arbeit nur für Deut-

sche!“. CDU-CSU, SPD, Grüne
und FDP schüren Rassismus
mit ihrer ausländerfeindlichen
Politik. um von der sozialen
Misere abzulenken. Doch es ist
kein türkischer Kollege, der die
Betriebe schließt oder Arbeit-
nehmerinnen entlässt. Die wah-
ren Schuldigen sitzen in den
Chefetagen der Banken, Kon-
zerne und in der Bundesregie-
rung.

Die Scheinantworten der Fa-
schisten müssen entlarvt wer-
den!

Jugend gegen Rassismus in Eu-
ropa-JRE steht für eine Mas-
senmobilisierung im Kampf ge-
gen Rassismus und Faschismus.
Wir wollen die Bevölkerung auf
die Lügen der Faschisten und
auch auf die der Politiker auf-
merksam machen und ihnen eine
Alternative bieten. Diese Alter-
native heißt: Gemeinsamer
Kampf gegen Nazis und für so-
ziale Gerechtigkeit!

In diesem Zusammenhang or-
ganisierte JRE u.a. in Berlin ei-
nen Schülerstreik gegen Kürzun-
gen im Kinder- und Jugendbe-
reich.

In Rostock organisierte JRE
u.a. mehrere Aktionen gegen
Atomkraft und nahm an einer
Sitzblockade gegen die NPD
teil.

JRE ist europaweit organi-
siert. So sind wir in Ländern wie
Frankreich, Großbritannien,
Österreich, Griechenland,
Schweden und in  Ländern der
ehemaligen Sowjetunion vertre-
ten. In Deutschland gibt es uns
momentan in Dresden. Rostock
und in Berlin

JRE steht für: Kein Fußbreit
den Rassisten und Faschisten

Breite öffentliche Mobilisie-
rung gegen Aktionen der Nazis
und rechte Parteien. Gemeinsa-
mer Kampf von Ausländerinnen
und Deutschen gegen Rassis-
mus, Faschoüberfälle und Sozi-
alabbau! Arbeit und Bildung für
alle!“

Werdet aktiv bei Jugend
gegen Rassismus in Europa –
JRE! Kommt zu dem bundes-
weiten JRE-Treffen.

Wer diesen Termin verpasst
hat, kann sich bei den ange-
gebenen Adressen melden.

Nazi-Schläger unbehelligt von Justiz
Im 1. Quartal 2000 wurden in Deutschland 140 antise-

mitische und 428 andere  rechtsextremistische Straftaten
registriert. 76 Menschen wurden von den rechten Schlä-
gern zum Teil erheblich verletzt.

Wie lax Polizei und Justiz reagieren zeigen folgende
Zahlen: 460 Tatverdächtige wurden in Sachen rechtsex-
tremistischer Straftaten ermittelt. Aber nur in acht Fällen
erging Haftbefehl. Das heißt: 98 Prozent der Verdächti-
gen laufen frei herum.

Bundesweites
JRE-Treffen:
13.-14. Mai in Berlin
Ort: Falken-Jugendzentrum, Gutschmidstr. 31, U 7 Britz-
Süd, Zeit: Samstag ab 14 Uhr, Sonntag ab 9 Uhr

JRE-Gruppen:
Dresden: jeden Donnerstag, 18.30 Uhr, „Stadtteilhaus“, Dresden-Neustadt, Prießnitzstr. 18
im „Ya Basta“-Büro (1. Stock), e-mail: JREdresden@gmx.de

Rostock: jeden Freitag, 18 Uhr, im SAV-Büro, Augustenstr. 92, (hinter dem Penny-Markt, Ein-
gang über Grüner Weg), Rostock-Innenstadt, e-mail: SAVrostock@aol.com, Tel. 0381-
4996590

Berlin-Treptow: jeden Freitag, 18 Uhr, „Der Club“, Dregerhoffstr. 62 (Nähe S-Bahnhof Kö-
penick)

Berlin-Hellersdorf: jeden Dienstag, 17 Uhr, im PDS-Haus, Hellerstr./Albert-Kunz-Str. 62

Berlin Prenzlauer Berg: jeden Freitag, 18 Uhr, Fehrbelliner Str. 92 (Nähe U-Bahn Luxem-
burg-Platz. Weitere Infos für Berlin: (030) 4408429


